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Zur Befreiung der zweiten Zone.
Wenn heute die Herzen im Rheinlande höher schlagen Und

die Freude sich- ergeht, daß wiederum ein Stück der teuren-

Heimaterde befreit wir-d und uneingeschränktsein Leben und

seinen Verkehr-mit dem Reiche wieder aufnehmen kann, dann

ziemt es sich wohl, Rückschauund Vorschau zu halten. R ü ck -

s chau auf die Zeit und die Politik, die uns nicht nur heute
die Befreiung der zweiten Zonse vosn der Besatzung feiern läßt,
sondern in Unsever Freude bereits jene noch viel größere mit-

schwingen läßt über die in einigen Monaten zu erwartende ..

endgültige Befreiung des gesamten Gebietes. V o r s ch a u ,

aber nicht nur auf die Unmittelbar vor uns sich erhebend-en
ungeheuren und verantwortungsschweren Ausgaben, die den

Auftakt für jene baldige Gesamträumung bilden, sondern auch
auf die großen aufbauenden Arbeiten an Staat Und Volk, die

dann unbedingt folgen müssen. -

Wenn die zweite Zone zum vertragsmäßigen Termin, ja
noch einige Wochen früher als dem 10. Januar 1930 geräumt

«

wir-d, so darf man vielleicht in diesem Zusammenhange an

die Schwierigkeiten erinnern, die seinerzeit noch mit der Räu-

mu der ersten Zone verknüpft waren, die bekanntlich ja-
erst im Januar 1926, also ein Jahr nach der vertragsmäßigen
Frist, erfolgte. Wenn damals der Abzug der Besatzungss
truppen mit solchem Jubel begrüßt wurde, so geschah dies-

wohl auch deshalb, weil damit auch nach außen eine Zeit zu
Ende ging, die in Deutschlands Geschichte zu den schwersten

"

gehört, die unser Volk je erlitten hat. Manchesist seitdem
anders geworden.

Das deutsche Volk ist einen Weg gegangen, der es 1924
nach London, 1925 nach Locarno, 1926 nach Genf und 1929
nach· dem Haag führte. Meislensteine der deutschen Politik.v
Nicht einfach war dieser Weg und gewiß nicht frei von

mancherlei Enttäuschungen Und doch wird jeder heute zu-
geben müssen,daß vor zehn Jahren keiner zu hoffen wagte,
daß Deutschland so schnell wieder eine gieachtete Stellung in
der Welt einnehmen würde.

Die Tocarnopolitik, von der das deutsche Volk die vor-

zeitige Befreiung des besetzten Gebietes erwartete, war zeit-
weise nahe daran, von weiten Kreisen Unseres Volkes als ein

Fiasko empfunden zu werden, da jene erwartete Rück-wirkung«
ausblieb. Es war schwer, sich damit abfinden zu sollen, daß

"

unser Einsatz in dem großen politischen Spiele um die Be-«

friedung Europas, der das Gelingen ja eigentlich erst ermög- .

lichte, sich nicht anders, positiver auswirken sollte als nur in
der Schaffung einer neuen Atmosphäre des
V ertr auens, an die zu glauben uns nicht immer leicht
gemacht wunde. Hatten wir doch gehofft, daß nach dem Ab-.v

schluß des Vertrages von Tocarno, der »den Franzosen Ersatz-
gab für die ihnen in Versailles von den Asmerikanern und

Engländern versprochencn Garantieverträge, kein Raum mehr
bleiben würde für eine Fortdauer der Besetzusng

Wie oft hat die deutsche Regierung, hat das deutsche
Volk im Hinweis auf sdie durch Docsarno widersinnig gewor-
dene Besatzung die Räumung als Deutschlands moralischen
Anspruch und im Hinweis auf die Londoner Konserenz des

Jahres 1924, die die vorläufige Regelung unserer Reparas
tionsleistungen gebracht hatte, als vertragliches Recht ge-
fordert. Erneut und besonders eindringlich auf der Sep-
tembertagung des Völkerbundes im Jahre 1928. Man kennt
die Resolution vom Ie. September 192iz, durch die Deutsch-
lands Anspruchs auf frühere Räumung von der e n d g ü l «

ti g en Regelung der Reparationsfrage abhängig gemacht
wunde.

Jm youngsplan liegt dem deutschen Volke nun-

mehr diese endgültigeRegelung »seinerkünftigen Zahlungss
leistungen vor. Daß sie außerordentlich schwer sind, weiß das

ganze Volk. Daß nur durch ihre Annahme das besetzte Gebiet

ganz befreit würde, kann leider keinem Zweifel unterliegen
Die französischeRegierung hat erst jüngst durch den Mund

ihres Außsenministers Unzweideutig vor aller Welt im par-
lament« erklärt, daß die Räumungsfrsage mit der Repara-
tionsfrage aufs engste zusammenhänge, ja daß sie sogar mit
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keiner anderen Frage, z. B. der Sicherheitsfrage,
verknüpft werd-en dürfe, wie das französische Poslitiker,
namentlich der Rechten, bekanntlich immer wieder und trotz
Tooarno gerne tun möchten. Es liegt kein Grund zu der An-

nahme vor, daß die französischeRegierung nicht gewillt wäre,
an der im August d. J. im Haag getroffenen Vereinbarung
festzuhalten

Dies-e Vereinbarung, die in einer Note der Besatzungss
mächte an die deutsche Regierung vom Zo. August 1929

niedergelegt ist, lautet:

»Im Verlaufe sder Arbeiten der politischen Kommission
der Haager Konferenz sind die drei Besatzungsmächteüber-

eingekommen, die Räumung des Rheinlandes während des

Monats September unter den in den anliegenden Roten

festgesetzten Bedingungen zu· beginnen. Die Zurückziehung
der belgischen und britischen Truppen wird innerhalb einer

Frist von drei Monaten, gerechnet vom Beginn der Räu-

mungsoperationen, vollständig durchgeführtsein. Die fran-
zösischenTruppen werden die zweite Zone innerhalb der-

selben Frist räumen. Die Räumung der dritten Zone durch
die französischenTruppen wird unmittelbar nach der Ratt-

fikation des youngsplanes durch das deutsche und fran-
zösischeparlament und der Jngangsetzung dieses planes
beginnen. Die Räumung wird ohne Unterbrechung und so
schnell durchgeführt wer-den, wie es die natürlichen Bedin-

gungen erlauben; sie wird in jedem Falle spätestens in

einem Zeitraum von acht Monaten, der sich jedoch nicht über
das Ende des Monats Juni 1930 hinaus erstrecken darf,
beendet werden«

Jn der großen Debatte über auswäsrtige politik in der

französischenKammer vom 7. und 8. November id. J. hat
der Ministerpräsident Tardieu den verschiedenen Deutungen
ein End-e bereitet, die den Räumungstermin als nicht un-

bedingt feststehend oder als abhängig betrachten wollten von

Maßnahmen, deren Durchführung nicht dem Wollen der deut-

schen Regierung unterliegt. Offiziell wurde festgestellt, was

unter Jnkraftsetzung und Jngangsetzung des youngsplanes,
die die Voraussetzung sder Räumung zum Zo. Juni 1930 sind,
zu verstehen ist, nämlich die Ratifizierusng der Haager Ab-

kommen durch die parlamente, Ein-bringung und Annahme
der notwendigen Ausführungsgesetze durch den Deutschen
Reichstag, Gründung der Jnternationalen Zahlungsbank und

Noch in den

letzten Tagen hat Briand im Kammerausschuß für auswärtige
Politik erklärt, daß an keine Verzögerung über den Zo. Juni
hinaus gedacht wird, auch wenn die Ratifizierungen nicht im

November, wie ursprünglich wohl angenommen wurde, haben
stattfinden können.

Da die Annahme des youngipbanes als Voraussetzung
für die frühere Befreiung des Rheinlandes die Übernahme
ganz ungeheurer Lasten auf Jahrzehnte bedeutet, erwächstUns
die pflicht, Sorge dafür zu tragen, daß der deutsche Boden

auch für alle Zukunft von dser Gefahr der Besetzung befreit
bleibt. Briand hat in seiner Kammerrede vom 8. November

darauf hingewiesen, daß in allen Fragen der Besetzung, fd. h.
den Fragen, die mit Artikel 428, 429 und 430 zusammen-
hängen, die Besatzungssmächtenur solidarisch vorgehen dürfen.
Hier scheint noch Klarheit erwünscht, damit die Möglichkeit
einer politik des Druckes für immer beseitigt wird und der

Weg frei wiud für eine freudige Mitarbeit des deutschen
Volkes an den großen Aufgaben des Friedens und der An-

näherung der Völker.

Daneben müssenwir uns auch jetzt schon der großen Aus-
gaben bewußt sein, die nach der äußeren Befreiungfür uns

im Inneren entstehen wer-den. Dauan gemeinsam mit unseren
befireiten Brüdern aus ganzer Kraft Und mit heißemglühenden
Herzen, im Geiste der Volksgemeinschaft zu arbeiten, und so
das Werk, das nicht zuletzt und Unvergeßlich an den Namen

Stresemann geknüpft ist, zu voll-enden, soll unser aller Wunsch
in dieser Stunde sein.
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Der Ursprung des Volksbegehrens
Die politische Praxis in der Schweiz — dem Vorbild der deutschen Verfassung-bestimmung.

Von Miinisterialrat Ha n s G o s l ar , Leiter der Pressestelle des PreußsiischenStaatsministeriums

Viele Tausende von Deutschen haben sich iin diesenWoche-Uzum

erstenslMale gründlichermit den verifasfungsrsechtlichenBestimmungen
über Volksbegehren und Volksentscheid befaßt.«Sie lernt-enldsieBe-
dingungen kennen, unter denen überhaupt vein Volksbegehven«in
Gang gesetzt werden konnte, und lernten darüber hinaus einen ein-
fachen Volksentfchesid von einem solch-enzu unterfchseiden,·der auf die

Abänderung eines Teils der Verfassung hin-ausgeht und infolgedessen
noch viel weitergehende zahlenmäßigeVoraussetzungenerfullenmuß
(Artik-el 76). .Rur wenige

»abersvonsitdeåizemdkie
m

dgngätzedggslpolsiti chen C skampses zu die em iu ium amen- -

»

«

sso wesit,einmaklezu unter-suchen, iwoiher diese verfassungsgesetzltchen
Bestimmung-en über Violksbegehren und Volksentscheid, die der alten
deutschen Reichsverfassung von 1871 unbekannt waren, eigentlich
als gedankliches lGut stammen-, aus welchem politischenEntwicklungs-
kreis sie ihren- Weg Ein die Weimarer Reichs-verfassung gefunden
haben. Wenn auch der erste Verfassungsentwurfvon Preufß
nichts davon enthielt, so handelt doch die Nationalversammlungin
der Erkenntnis, damit nicht etwa fremdes und dem Deutschen nicht
eigentümliches Kulturgut zu übernehmen, sondern aus einer politi-
schen Entwicklung abzuleiten, die von uralten d eutschen Ge-

dankengängen und Traditionen ausging. Die Übernahmein das

deutscheVerfassungsrecht bedeutete somit das Wiedereinmündenvon
Vorstellungen und übungen aus dem germanischen »Kult»urkreisin

das neue deutsche Recht; ein Beispiel «kulturhistorisc»herund
politischer Wechselwirkung also, das um so interessanterist-»alsja
die Schweiz, rein politisch gesehen, schon seit dem Weftfalischen
Frieden von der deutschen Schicksalsgemeinschaftabgetrenntworden
ist (was sie aber bekanntlich nicht gehindert hat, ihr Recht frei
von jeder Au nahme römisch-rechtlicherBegriffe und Institutionen
vor allem auffder Grundlage altdeutschen Rechtes weiterzu-
entwickeln). «

Das Schweizer Bundesrecht, also das Staatsrecht des
»Bu nd e s«, kennt das, was wiir ,,Voliks·begehren«und «Entscheid
nennen und was es als Initia tive bezeichnet, noch nicht lange.
Die Eigenart der schweizerischen Entwicklung über den Staatenbund
zum Bündesstaat mit erst mehr ,,repräsentativ.er«,dann immer mehr
mit dem System der

,ilr?inen«
Demokratie brachte es mit sich-,daßdie

demokratischen Instit ionen zuerst im engeren Hei;matbezsirk, im

Einzelft a at (sK-a·nton)aus. alter Praxis «:im kleinen erwuchsen
Die schweizerische Bundesverfassung von 1847 kannte noch keine

Initiative und kein Gesetzesveferendum, als in vielen Kantonen
diese Einrichtungen schon lange zur politischen Praxis gehdrten

Schrittweise mußte das Terrain erst von den demokratischen Kan-

tonen innerhalb des »Bundes« erobert werden. Die Bundesver-
fsassung von 1874, die heute noch in Geltung ist, übernahm endlich
nach dem Vorbild der Kantone wenigstens die sogenannte .Ver-
salsjungsinitiatisvh das heißt die Möglichkeit,«Teilevde·r

. Verfassung oder die gesamte Verfassung (Tot:gl,resp. P-artialreiv.isi-on)
auf dem Wege einer ,,Vol·ks-a«nvegung«.(Initiative) zu ändernzNicht
übernommen iwurde dagegen die sogenannte -G es e tz e s- i n i t i a ·

tive der Kanto«ne, das heißt hier die Möglichkeit, den Erlaß
oder die A u f heb un g eines Bunsdes sesetzesdurch Volsksanregung
zu fördern. übernommen wurde nur ZimArtikel 89) die Bestim-
mung, daß Bundesgesetze sowie allgemein verbindliche Bundes-

beschlüsse, die nicht dringlicher Natur sind, außerhalb der Herbei-
füshrungder Zustimmung der »aus Nationalvat und Ständerat zu-
sammengesetzten Bundesverstammlsun auch noch dem Volk

, zur Annahme oder Verwerfung Referendum) vorgelegt
werden, wenn es von Zoooo stimmberechtisgten Schweiszseribsürgern
oder von acht Kiantosnen verlangt wird. Das gleiche gilt für Staats-

verträge mit dem Ausland, welche unbefristet oder für eine Dauer

von mehr als 15 Jahren abgeschlossen worden sind.
Die Bestimmungen über die Total- oder Partialrevision der Ver-

fa sung finden sich in den Artikeln 118 bis 123 der Bundesver-faisungDie Totalrevsisiion kann sowohl vom Rationavlrat
o der Ständerat, wie auch von 50 000 stimmberechtigtenSchweizers
bürgern (bei heute etwa 1,05 Millionen Stimmberechtigten — die

Frauen haben kein politisches Stimmrecht) beantragt werden.

Ergibt die V olsksabstimmung ein Ia, so muß die Neuwahl
der gesamten Bundesversammlungvollzogenwerden; die

neue»Ver-
sammlung muß dann die Tot-alrevision ,,an die Hand nehmen . Die

Partialrevision kann sowohl durch die »Volks-
sanregung« .(Initiative), d. h. durch ein von 50 000 stimm-
berechtigten SchweizerbürgerngestelltesBegehrenauf Erlaß, Auf-
llebung oder Abänderung bestimmter Artikel der Bundesverfassung
in Form einer allgemeinen Anregung oder des ausgeasrbseiteten
Entwurf-, wie auch durch Bu nd esge setz g esbu ng vorgenom-
men. werden

Handelt es sich um eine T e i l a b ä n d e r u n g (Partialrevision)
der« Verfassung, so kommt sowohl die I nitiiative (Volks-
anregung) in Frage wie auch der Weg der Bundesgefetzgebung. Uns

interessiert hier allein die ,,Initiative«, die etwa unserem
Volskssbegeshrsen und Volksentscheid entspricht. Sie
braucht das evon 50 000 ftimmbevechtigten Bürgern gestellte »Be-
gehren«auf iErl-aß,Abänderung oder Aufhebung bestimmter Artikel
der Bundesverfasfung Dabei können dem Begehren sowohl eine
allgemeine Anregung wie auch ein ausgearbeiteter
Entwurf zugrunde gelegt werden. Stimmen nun die beiden

Häuser »der Bundesverssammlung dem Begehren zu, so laufen die

Dinge verschieden, je nachdem eine allgemeine Anregung oder ein

Entwurf vorgelegt worden war. Im ersten Fall arbeitet die

Bundesverfammlung die Anregung zu einem regulären Entwurf im
Sinne der »In-iti-atisve«aus und- legt ihn dann dem V olke und
den »Ständen« (identisch mit den Einzelstaaten-Kantonen) zur
Annahme oder Verwerfung wor. iStimmt die Bundesversammlung
indes nichst zu, »soist die F-ra e der Partialrevisison dem Volke zur
Abstimmung zu untenbveiten FunserEntscheid-). Stimmt dann das
Volk mit »I-a« (einfache Mehrheit), so nimmt die Bundesiverfamms
lung die Revision im sSinne des Volksbeschlusses ,,an die Hand«. —-

Im anderen Fall,v bei-m Vorliegen eines ausgearbeiteten Entwurfs,
kann die Bunsdesversammlung, falls sie dem Begehren nicht zu-
stsimmt, einen eigenen Entwurf ausarbeiten oder die V er -

werfung des Vorschlages beantragen und ihren Entwurf oder

Vsevwersungsantrag gleichzeitig mit dem Initiativbegeshren der lAb-

stimmung des Volkes oder der Stände unterbreiten. Es werden
dann einfach«den Stimmberechtigten die zwei Fragen zur Abstim-
mung vorgelegt:
»Wollt Ihr den Revisionsentwurf der Initianten annehmen P«

oder »Wo-llt Ihr den sReivisionsentwursder Bundesversammlung an-

nehmen?« —

Als angenommen gilt derjenige Entwurf, der die Mehrheit der

stimmenden Bürger und die Mehrheit der Stände auf sich vereinigt.
Das deutsche Verfassungs-recht hat diese Bestimmungen nicht mit
übernommen Wohl kann- die deutsche Regierung idem Reichstag
gleichzeitig mit der Vorlage des Resultates des Volksbegehrens auch
ihre —- -in unserem all ablehnende —- Stellung mitteilen Der

Reichstag jedoch hat nicht die -Miögbichskeit,wenn er, wie vorauszu-
sehen ist, den Gesetzentwurf des Volksbegehrens ablehnt und dieser
Entwurf nun dem -Vol-«ksentscheidunterbreitet wird, seinen Ver-

wersungsbeschlußnun etwa gleichzeitig mit deni Volksentscheid dem
Volke zur Abstimmung zu unterbreiten. — Die Bestimmung der

schweizerischen Verfassung, den Entfcheid von »Volk und Stä-nden«’

herbeizuführen, bedeutet übrigens nicht etwa ein-e zweimalige Ent-

scheidung, ein-mal beim Volk und etwa einmal bei den Parlamenten
(kGroßräten) oder- Regierungen (Regierungsräten) der Ksantone
Vielmehr gilt das Ergebnis der Volksabstimmung in jedem Kiantone
als dessen sStandesstimme .

Dte" Einzelheiten des gesamten Verfahrens werden, wie üblich,
durch ein Bun-desges-etz,das »Bundesgesetzüber das Verfahren bei

Volksbegehren und Abstimmungen betr. Revision der Bundesver-

fafsung«s,geregelt. Uns interessiert daraus u. a., da verschiedentlich
in der deutschen Presse Klage darüber geführt worden ist, daß ein-

zelne Eisnzeichner zum Volksbegehren nicht nur ihre, sondern auch
andere Unterschriften vollzogen haben, daß das Unterzeichnen für
andere strafrechtlich geashndet wird, und daß Unterschriften, die

offenbar von einer und derselben Hand gezeichnet sind, sämtlich ·als
ungültig betrachtet werden;

Über diese »Verfassungsinitiative« hinaus kennen nun ziemlich
alle Kantone auch die reine Gesetzes-initiative, die tech-
nisch am ehesten zu idem augenblicklich sin Deutsch-band vor sich
gehenden Volksbegehren und« Entscheid in Parallele zu setzen ist. Die
Regelung ist naturgemäß bei allen — souveränen —- Kantonen ver-

schieden. Als Beispiel greife ich die Staatsverfassung des Kantons
B ern heraus. Hier wivd bestimmt, daß ein Vorschlag von 12 000.

Stimmbevechtigten (Berii hat etwa 190 ·000 Stimmbevechtigtse) einge-
bracht werden muß, falls es sich usm Erlaß, Aufhebung oder Ab-

änderungeines Gesetzes handelt oder um Aufhebung oder Abände-

rung eines Ausführungsdekrets des großen-Rats (Staatsparlament,
unseren Hand-tagen vergleichbar).

Auch hier kann für das «Begehren« die Form der einfachen An-
regung oder des ausgearbeiteten Entwurfs gewählt werden. Der

große Rat kann seine Ansicht sowohl über die einfache Anregung,
der er nicht beitritt, als asuch über den ausgearbeiteten Entwurf den

Stimmberechtigten in einer ,,—Botschaft«zur Kenntnis bringen.
Die Demo·k-ratie,die dieser Airt von Volksinitiative zugrunde

liegt und die wie F lesiner, der hervorragende Zsüricher Staats-
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vechtler sehr hübsch sagt, davon ausgeht, daß »die gesetzgeberische
Weisheit nicht in der Volksvertretung konzentviert sei, sondern
gerade sso gut in ldken weiteren iSchichten des Volkes zu finden ssei«,
reicht über die Kantone heraus, lherunter bis sin- alle Einzel-
gemeinden. Alle Gemeinden kennen die. ,,Jnitiative«, durch
die ein bestimmter Prozentsatz der Stimmberechitigten —- meistens
10 O. H. — idem sStasdtrat resp. Gemeinderat Vorschläge einreichen
kann, über ldsisedann abgestimmt werden muß.

.

sSo zieht sich durch das sgesiamte öffentliche Leben der ialten

schweizevischen repuiblikanisschen Demokratie die Institution der

»Jn·itiative«, die ses jederzeit ldem Schweizervolk erlaubt, m den

Kantonen und Gemeinden asuf den Erlaß von Gesetzen zu dringen,
die ein Teil der Bürger für notwendig hält, oder durch Aufhebung

und Abänderung üsbevalteter Gesetze eine vernünftige Reform vor-

zunehmen Uralte politische Visziplisn und eine allen Parteien
—- cmsit Ausnahme nur der sKiammunisten — eigene demokratische
Gesinnung verhindern, daß je mit der Handhabung der Volks-

initiative Zwecke verbunden werden, die der Gesamtheit zum
Schaden gereichen. Dsie solidle und ernsthafte Art des Schweizers
ist jedem userlosen Rialdsikalismus abhold. Und hört man auch ge-

legentlich auf dem flachen Lande, wo Bauernknechte und Tand-

arbeiter in einer asus dem engen Zusammenlseben verständlichen Ab-

hängigkeit lvon ihrem Aribeitsherrn stehen, von Beeinflussungsvers
such-en,so wird man doch vergeblich- nach Terrovfällen größeren Aus-

maßes suchen, die iden Sinn einer unbeeinflußten demokratischen
Volksinitiative in ihr Gegenteil verkehren.

«
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Auch gute Redner haben oft ihre Not damit, die Zu-
hörer wach und bei Laune zu erhalten. Noch häufiger

. fällt es selbst dem geübten Redner schwer, einem breiten

Publikum anschaulich zu machen, was dem Stoffe nach
oder durch die Kompliziertheit des Zustandes ohne primi-
tive Anschauungskraft ist. So ist es schwierig, über eine

Landschaft zu reden, sie zu schildern und dem Erleben der

Zuhörer einzufügen, doppelt schwierig, wenn die Ele-

mente solcher Tandschaft noch nicht zum Erlebnisbesitz
des Auditoriums gehören. Noch aussichtsloser erweist
sich der Versuch, konstruktive Gebilde, Statistisches,
Größenverhältnisse,die Beziehungen zwischen Zeiträumen
und bestimmten ihnen angepaßten, aber doch wechselnden
Wirtschaftserlebnissen oder sonstigen Lebensvorgängen
nur mit Worten zu schildern. Wie kann der Redner, im

besonderen, wenn er bei seinen Zuhörern nicht allzuviel
voraussetzen darf, sich helfen? Die Grfahrünglehrt, daß
Tichtbilder, die an geeigneter Stelle dem Vortrag ein-

gefügt werden oder im Zusammenhang ihm vorangeschickt
oder angefügt werden, alle Schwierigkeiten beseitigen und
mit einem großen Schlage dem unverständlichenWort zur
vollen Verständlichkeit verhelfen. Es gibt darum heute
kaum noch Redner, die ehrsüchtig genug sind, um im

Tichtbild nur eine Eselsbrücke zu sehen. Jeder verständige
Redner, der unterweier möchte, der Aufklärung betreibt,
der redend ein Erzieher, ein Vermittler von Wissen, ein

Organisator der ihm zuhörenden Gehirne und Willens-

komplexe ist, nutzt das Tichtbild, um seinen Ausführungen
Anschaulichkeit, Klarheit und Rachdruck zu geben. Dies
alles gilt ganz besonders für die staatsbürgerliche Er-

ziehung. Ungezählte Berichte, die der Reichszentrale für
Heimatdienst von ihren Rednern schon vor Jahren zu-
gingen, haben immer wieder gezeigt, wie unbedingt er-

forderlich es ist, Anschauungsmaterial für die schwie-
rigen und meist ganz abstrakten staatsbürgerlichen Themen
zu beschaffen. Kein Zweifel, daß gerade auf diesem
Gebiet oft genug eine einzige graphische Darstellung, ein
Gebilde aus Linien und Kästen, aus Kreisen und

Punkt-en, aus Vertikalen, Horizontalen und Diagonalen
geradezu Wunder wirkt. «Es ist —- wenn das Bild auf
der Leinwand zu sehen ist — als wenn der Redner, der

bisher vergeblich sich verständlich machen wollte, mit
einem klärenden Griff in den Gehirnen seiner Zuhörer
die Vorstellungen zurechtrückt und in die gebührende
Ordnung bringt. Mit einem Male sieht der Zuhörer
nicht nur das flimmernde Tichtbild, er sieht in sich selbst
und kaum noch vergeßbar die schwierigen Tatsachen und

Zusammenhänge, um die es sich gerade handelt. Die

Reichszentrale für Heimatdienst hat darum mit gestei-
gertem Eifer, und man darf wohl auch sagen, mit großer
Umsicht und mit vielem Geschick, mit psychologischer Ein-

dringlichkeit und mit denkender Phantasie die kompli-
ziertesten Themen in Lichtbilder, in graphische Dar-

stellungen, in Kurven, in Projektionen, in Statistiken
und Kartographien zugleich aufzulösen und zu konzen-
trieren verstanden. Spezialisten, pädagogisch geschult, und

begabt, die entscheidenden Brennpunkte der mannigfachen
Fragen auszuspüren, gleichzeitig befähigt, konzentrierte
spezifische Tösungen zeichnerisch darzustellen, sind von der

Reichszentrale für Heimatdienst ausgebildet worden und

heute in der Lage, beinahe jedes Thema so zu bearbeiten,
daß es allgemeinverständlichund von jedermann lesbar
in Lichtbildern vorgeführt, im besten Sinne des Wortes:

demonstriert werden kann, sinnlich gemacht, der Vor-
stellung und dem Gedächtnis eingehämmert. Man darf

bei den Arbeit-nachweisen u-
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sagen, daß es kaum irgendein Gebiet der Staatsbürger-
kunde gibt, kein Gebiet der. Wirtschaft, der A-ußenpolitik,
der Verfassung, der Vertrags eschichte, der Bevölkerungs-

politik, der Produktion, des onsums und des Verkehrs,
kurz: kein lebenswichtiges Gebiet der staatlichen und

überstaatlichenGemeinsamkeit, das nicht von der—Licht-
bildstelle der Reichszentrale für Heimatdienstheute ini

besten Sinne populär, aber zugleichwissenschaftlichein-

wandfrei, unter den-jeweilig politisch aktuellen Gesichts-
winkeln dargestellt werden könnte. Der Vlorrat.an ab-
geschlossenen Bilderreihen, sogenannten Stockreihen, ist
schon sehr groß; er wird alljährlich »vermehrt.Die

Reichszentrale für Heimatdienst läßt keine Gelegenheit
vorübergehen, um ihren Tichtbildervorrat, den man wohl
eine pädagogischeSchatzkammer nennen darf, weiter

auszubauen. Jedes Thema, ob Reichsverfassung, ob

Friedensvertrag, ob «Dawes-Plan, ob youngsPlan, ob

Staatshaushalt oder Siedlungspolitik, wird sofort in

Arbeit genommen und auf Tichtbilder filtriert. »Hujedbr »

solcher Reihe gibt die Reichszentrale für Heimatdienst
einen fertigen, leichtverständlichen Text heraus, der

wörtlich benutzt werden kann, der aber auch nur als seit-

faden zu dienen braucht, um so dem Redner, wie indivi-

duell er auch immer verfahren möchte, zum mindesten eine

Art von Vortragsgerüst zu geben.
Auf solche Weise, die Lichtbildervorträge der Reichs-

zentrale für Heimatdienst nutzend, können ohne besondere
Schwierigkeiten die Volksschulen, die höherenSchulen,
die Fachschulen aller Art, die Berufsorganisationen, die
Bünde der Jugendbewegung, die Volkshochschulen, die

Bildungsvereine und was es sonst an entsprechenden
Organisationen geben mag, ihren Schülern, Mitgliedern
und Gästen aus bequeme, ein-dringliche, »plastischeund

immer geschmackvolleWeise staatsbürgerliche Probleme
jeden Grabes, selbst die schwierigsten, durch Tichtbilders
vorträge nahebringen. Wobei es sich von selbst versteht,
daß sämtlicheThemen von der klaren Watte des deutschen
Interesses, frei vonparteipolitischer Enge, behandelt und

dargestellt sind.
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EiiropäischesKohleiiprobleiii iiiid internationales Arbeit-samt
Von sD1-. Rih o d e,

Am 6. Januar 1930 tritt in Genf eine technische vVorkonferenz
zusammen, um über die Fragen der Arbeitszeit, der Lohne und der

Arbeitsbedingungen im Steinkohlenbergbau zu bseraten.« ·

wird bei der großen Zahl der Konserenzen, die jährlichin Genf
stattfinden, die Offentlichkeit die Bedeutung gerade dieser Kon-
ferenz nicht von vornherein zu erkennen vermögen, und doch scheint
sich init ihr ein Problem seiner
Lösung zu nähern, das seit Jahren
die europäischeWirtschaft im stärk-
stem Maße beschäftigt. Die wirt-

schaftlichenAuswirkungen des Krieges
sind bekannt. Er hatte allen In-
dustrien schwere Wunden geschlagen,
Umorganisationen und neue Absatz-
möglichkeitenmußtengesucht werden.

So sind denn schon bald nach dem

Kriege, inzhzxindere in Europa,
fiir einzelne Industrien neue chk
gefunden worden. Den nationalen
Abma ungen folgten internationale
Verein arungen. Auf dem Ge-

biet« der Kohle indes ist bisher
eine solche höhereWirtschaftseinheit
noch nicht zulverzeichnenDie Gründe

hierfür sind mannigfaltiger Art.
Einmal spielt noch immer die

deutscheKohle eine wichtige Rolle als

Reparationsgut, zum anderen fehlt es

in den wichtigeren kohleerzeugenden
Ländern Europas an einem Zu-
sammen chlu der Er euger und ebenso auch an guten Absatz-
Organisastionxzmwie sizein Deutschland bestehen.Die Lage der

Kohlenindustrie drängt aber zu einer Verstandigung, und so hat
die Wirtschaftsorgani ation des Völkerbundes gerade wegen der

lüsselindustrie die Frage aufgegriffen und

versucht nun, sie ihrer Lösung näherzubringen.Vernehmungenvon
Sachverständigenauf Arbeitgebers und Arbeitnehmerseite haben in

Bedeutung dieser S
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Genf stattgefunden, zuletzt am Zo. September d. J.
schaftsorganisation des Völkerbundes hat sich naturgemäß vor-

wiegend mit den Wirtschaftsfragen zu befassen, und so stehen im

Mittelpunkt ihrer Beratungen die Preisfragen und vor allem das

seit Jahren bestehende Mißverhältnis zwischen Erzeugung und

Verbrauch im Steinkohlenbergbau

im Reichsarbeitsministseriuim

Die Wirt-

Die Vorschläge, ein internatio-
nationales Kohlenamt, in welchem
die Regierungen, die Erzeuger, die
Bergarbeiter, der Handel und die
die Verbraucher vertreten sein sollen,
und ein internationales Kohlen-
kartell Zwischenden Erzeugern über
die Pro uktion, die Absatzmärkteund
die preise zu schaffen, sind bekannt.
Ob und wie sich diese Pläne ver-

wirklichen werden, darüber wird
eine besondere Konferenz des Völker-
bundes beraten müssen. Damit ist
natürlichdas Kohlenproblem in keiner

Weise erschöpft Gibt es doch gerade
im Steinkohlenbergbau recht wichtige
Fragen auf der sozialen Seite, die

wenigstens gleichzeitig gelöst werden

müssen, wenn das Kohlenproblem
in Europa zur Ruhe kommen

soll. Diese Erkenntnis hat sich auch
ins deu Verhandlungen der letzten
Hsjkkrbundsversammlungdurchgesetzt.
Sie hat-—Lin 23. September eine

-

Entschließungangenommen in der sie
den Verwaltungsrat des Jnternationalen ArbeitsansIJ aklssordekts
die Fragen der Arbeitszeit, der Löhne und der Arbeitsbediiksynskn
im·:-teinkohlenbergbaunoch auf die Tagesordnung der Jntesk
nationalen Arbeitskonferenz von 1930 zu setzen, um zu internatio-
nalen Übereinkommen über diese Fragen zu gelangen.«
richtete die Bundesversammlung an den Verwaltungsrat die Frage,
ob es nicht zweckmäßigwäre, vor der erwähnten Arbeitskonferenz

Zugleich

— Eos
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von 1930 eine technische vorbereitende Konserenz zusammenzu-
berufen, mit der Aufgabe, die Fragen vorzuprüfen und Vorschläge
zu machen. Diese Konserenz sollte aus den kohleerzeugenden
Ländern Europas beschickt werden.

Dev Verwaltungsrat des Jnternationalen Arbeitsamts hat sich
auf seiner 46. Tagung im Oktober d. J. in Genf mit dieser Ent-

schließung befaßt und ist ihr beigetreten. Er hat beschlossen, die

angeregte Vorkonferenz abzuhalten, und den Direktor des Jnter-
nationalen Arbeitsamts beauftragt, die in Frage kommenden Re-

gierungen zu dieser Konserenz auf den S. Januar 1930 nach Genf
einzuladen. An der Konferenz sind Deutschland, England, Frank-
reich, Holland, Belgien, Osterreich, die Tschechoslowakei, Polen und

Spanien beteiligt. Es ist wohl anzunehmen, daß alle diese Länder
der Einladung Folge leisten werden. Jedes Tand soll drei Ver-

treter, und zwar einen Vertreter der Regierung und je einen Ver-
treter der Bergwerksbesitzer und der Bergarbeiter, entsenden.

Der Anlaß für die Bundesversammlung, sich an die Jnter-
nationale. Arbeitsorganisation in dieser Frage zu wenden, war

einmal aus Gründen der Zuständigkeit, zum anderen auch deshalb
gegeben, weil sich das Jnternationale Arbeitsamt schon seit Jahren
mitden Arbeitsproblemen im Bergbau befaßt hatte. So ist auf
Beschluß seines Verwaltungsrats eine Erhebung über die Arbeits-

bedingungen im Steinkohlenbergbau für das Jahr 1925 durchgeführt
und das Ergebnis dieser Erhebung in einer Veröffentlichung des

Jnternationalen Arbeitsamts niedergelegt worden. ·Als der

Völkerbund begann, sich mit den Kohlenproblemen zu befassen, griff
er hierbei auch auf diese Erhebung des Jnternationalen Arbeits-
amts zurückund veranlaßte dieses, die Erhebung auf das Jahr 1927
auszudehnen. Dies ist auch geschehen. Der Ausschuß zur Unter-

suchung der Arbeitsbedingungen im Steinkohlenbergbau, der vom

Verwaltungsrat aus Anlaß der erwähnten Erhebung für das

Jahr 1925 gebildet worden war, hat sich im Mai 1929 mit den

Ergebnissen der Erhebung für das Jahr 1927 befaßt und sich
hierzu kritisch geäußert. Das Jnternationale Arbeitsamt ist zur
Zeit damit beschäftigt, das Ergebnis unter Verwertung dieser
Kritik zu veröffentlichen. Die Ergebnisse der Erhebung aus den

Jahren 1925 und 1927 werden der Konserenz vom 6. Januar 1930
als Beratungsmatersial vorliegen. Die beiden Erhebungen haben
sich u. a. auf die Fragen der Arbeitszeit und Töhne,«die in der

Entschließung der Bundesversammlung genannt sind, erstreckt. Bei-

der Arbeitszeit liegt noch ein besonderes Problem vor, nämlich
das der einheitlichen Berechnung der Schichtdauer unter Tage. Zur
Zeit ist in Europa weder eine einheitliche Berechnung noch ein-e

einheitliche Dauer der Schichtzeit unter Tage in den verschiedenen
Ländern vorhanden, was sich naturgemäß auch in der Erzeugung
auswirkt So berechnet Deutschland zur Zeit noch die Schichtdauer
vom Beginn der Einfahrt bis zum Wiederbeginn der Ausfahrt,
abgestellt auf den einzelnen Mann. Nach dem Entwurf des deut-

schen Bergarbeitsgesetzes soll die Berechnung vom Beginn der Ein-

fahrt bis zur Beendigung der Ausfahrt, auch abgestellt auf den-ein-

zelnen Mann, erfolgen. Jn Frankreich und Belgien wird eben-

falls idie Berechnung auf den ein-zelnen Mann -bzw. den einzelnen
Korb -a-big;estellt,jedoch sist hier die Ginfahrt unsd die Ausfahrt sein-

begr.i-ffen. Jm Gegensatz hierzu berechnet man in England die

Schichtdauer nicht auf »den einzelnen Mann, sondern idie Unt-erta-ge-
belegschaft, und zwar vom Beginn der Einfahrt des letzten Förder-
korbes bis zur Beendigung Oder Ausfahrt des ersten Försderkoribes,
Id«.-h.die Esinfahrt ·b«zw.Ausfahrt wir-d nicht in »die sSchichtdaiuer ein-

bezogen. Nicht zuletzt die Bergarbeiter haben ein großes Interesse
daran, daß diese Unterschiedlichkeit beseitigt wird. Der Jnter-
nationale Ber·gasrbeiteriverband,der im Jahre 1928 in Nimes tagt-e,
shat des-halb eine Entschließung im Sinne einer »ein-heitl-ichensBe-

rechnung cder lSchiichstzeitangenommen. Darüber hinaus hat er aber

verlanth daß überall die Siebenstundenschicht eingeführt wird.
Bekanntlich sisstdies-eSchichtdaiuer bisher nirgends in Übung. Nichts-
destoweniger kann man annehmen, daß sich die Konfereniz auch mit

der Frage ein-er besonderen Höchstavbeitszeitim Steinkohlenbers bau

befassen wird. Ob sie aller-ding- hierbei ein internationales lkbers
einkommen vorschlagen wird, iwie man es bei der einheitlichen
Berechnung der sSchichitdauer erwarten kann, ist ein-e offene Frage.
Jn der Lohn-frage könnte es sich im wesentlichen darum handeln,
die Vereinheitlichung der Tothnsinethoiden zu prüfen. Unter dem

Sammelbegriff ,,Arbeitsbedsisngungen«dürften Fragen aus der

Gewerbehygiene dem Unfallschutz, der S-ozi-alversicherung, die Fragen
der Frauen- und Kinderarbeit und des bezahlten jährlichen Urlaubs

zu verstehen sein. Alle diese Fragen dürften wie odie der Lohn-
methosden wohl kaum als« reif für internationale Übereinkommen

angesprochen werden können-, und es ist daher auch kaum ziu er-

warten, daß die lKionferenszhier schon dazu kommen wird, solche
Vorschläge zu machen.

Das sind die wichtigsten Fragen, mit denen sich die Vor-

konferenz vom S. Januar und die Allgemeine Konferenz des

Jahres 19Zo, die am 10. Juni 1930 in Gens beginnt, beschäftigen
wird, sofern die Vorkonferenz zu positiven Ergebnissen kommt und

der Verwaltungsrat des Jnternationalen Arbeitsamts ihre An-

regungen billigt.
Soweit die Tatsachen. Aus ihnen ergeben sich indes auch

einige formale Fragen, die in diesem Zusammenhang gestreift
werden müssen. Die Konserenz vom S. Januar wir-d sich aus Ver-

tretern europäischer Länder zusammensetzen, d. h. ein großer Teil
der europäisschen Oertbrauchsländer und die außereuropäischen
Staaten, die Mitglieder der Jnternationalen Arbeitsorganisation
sind, sind an der Konferenz unmittelbar nicht beteiligt. Bis zu
einem gewissen Grade sind die Verbrauchsländer an der Konserenz
insofern beteiligt worden, als der Verwaltungsrat drei seiner Mit-

glieder unter diesem Gesichtspunkt delegiert hat, um die Arbeiten
der Konserenz zu verfolgen. Dessenungeachtet bleibt aber die Tat-

sache bestehen, daß man in der Jnternationalen Arbeitsorganisation
die alten Bahnen verläßt und offenbar zu Übereinkommen gelangen
will, die sich lediglich auf einen bestimmten Kreis von Mitglied-«
staaten in ihrer Durchführung beschränken sollen. Wie sich dieses
neue Verfahren auf die Verhandlungen der Arbeitskonferenz von

I9Zo, wo salle Mitgliedstaaten gleichberechtigt vertreten sind, aus-

wirken wird, wird abzuwarten bleiben. Die Verhandlungen der

Vorkonferenz entsprechen dem in der Jnternationalen Arbeits-

organisation üblichen Verfahren der ersten Beratung, die Verhand-
lungen der Allgemeinen Konferenz von 1930 der zweiten Beratung.
Man wird erwarten dürfen, daß die Allgemeine Konserenz von 1950
die Verhandlungsergebnisse der Vorkonferenz respektiert, und man

hat deshalb auch bereits auf die Möglichkeit von Sonderübereins
kommen hingewiesen, die der Vertrag von Versailles unter gewissen
Bedingungen zuläßt. Der neue Versuch erscheint jedenfalls für
ähnlich begrenzte sozialpolitische Fragen recht beachtlich, ganz ab-

gesehen davon, daß sich hierdurch Möglichkeiten für einen engeren
sozialpolitischen Zusammenschluß der europäischen Länder bieten.

Was die Ergebnisse der Vorkonferenz anlan t, so können diese
die Gestalt von Entschließungen annehmen, sie önnen aber ebenso
auch schon in die Form von Vorentwürfen zu internationalen
Übereinkommen gekleidet werden, wie sie das Jnternationale
Arbeitsamt bei der zweiten

(

Beratung eines Gegenstandes der

Konserenz vorlegt. Der Verwaltungsrat des Jnternationalen
Arbeitsamts hat jedenfalls hierin der Konferenz volle Freiheit ge-
lassen. Damit bleibt sein Recht der endgültigen Entscheidung jedoch
unberührt, wobei allerdings zu berücksichtigenist, daß sich auf der

Vorkonferenz und im Verwaltungsrat ungefähr die gleichen Mehr-
heiten bilden könnten.

Nach dem Gesagten braucht nicht eigens betont zu werden, daß
Deutschland auch ein ganz besonderes Interesse an der Konserenz
am S. Januar hat; steht doch zu hoffen, daß der Anfang gemacht
wird, zunächst die soziale Seite des Kohlenproblems einer end-

gültigen Lösung näherzubringen, um den Weg auch für wirtschaft-
·liche Vereinbarungen zu erleichtern.

Zehn Jahre Keichssiedlunasaesetz.
Von dipl» Cec. Friedrich Ebeling, Berlin.

Am Il. August 1919 wurde von der DesgijchenNational.

versammlung das Reichssiedlungsgesetz angtzkwmmen Und damit zum
Ausdruck gebracht- daß die deutscheKepubiik auf reich-gesetzlicher
Grundlage-eine Volkswirtschcsjiichund sozial vertretbare Verteilung
des Grund Und Bode.’.".sherbeizuführengewillt ist. Niemand dachte

darfmsden«G1E«T-«ßgrundbesitznach dem Muster der »Agrarreform«
östlichekUnd südöstlicherStaaten radikal zu beseitigen. Wohl aber

wCIYeine gesunde und gerechte Mischung der Besitzgrößenverhältnifse
notwendig, die besonders in östlichenGebieten des Reiches aus hier

nicht näher zu erörternden Gründen mehr und mehr verloren-

gegangen war. Zu diesem Zweck sieht das Gesetz die Umwandlung
eines Drittels des gesamten Großgrundbesitzes einschließlichder
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Domänen in Siedlerstellen vor. Es war ein erfreuliches Zeichen
für die Erkenntnis, wie notwendig die Schaffung eines kräftigen
Bauernstandes ist, daß an der gesetzlichen Regelung alle politischen
parteien fördernd mitarbeiteten. Der Schöpfer des Gesetzes war

Geh. Reg.-Rat Prof. Sering, als erster Sachkenner des Sied-

lungswesens wie kein anderer berufen, auf den Ideen des Vor-·

kämpfers der Ostsiedlung, des Regierungspräsidenten Frie drich
v. Schwerin, weiterzubauen. Das Gesetz wurde damals mit

Recht die,,ma.g·na,cha,rtaderinnerenKolonisation«
genannt; es erfüllte seine Väter mit der Hoffnung, in einem"

Menschenalter ein großzügiges Werk zu errichten. rof. Sering
glaubte, daß es mit Hilfe des Gesetzes möglich sein würde, jährlich
wenigstens io ooo neue Siedlerstellen zufchaffen. —- Es ist an dieser
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Emwotmerzah en äu tqu nisse der Neusiedslerläßt aber befürchten,daß ein großer
lichschaffendeMenscheii
die Aufgabe der Tandesverteidigung besser erfüllen als Kanonen und

» Festungem Nichts kennzeichnet diese Gedanken treffender als das

Wort v. Schwerins: »Wer den Boden bearbeitet, beherrscht ihn auf
die Dauer.« Die Bevölkerungsdichte ist aber in der Ostmarkso- ge-

ring, daß sie in einem schreienden Widerspruchzur Übervolkerung
des gesamten Deutschen Reiches steht. «Wahrendim Reich-durch-
schnitt auf das Quadratkilometer 134 Einwohner entfallen, sind es

in den Kreisen Reidenburg nur ZZ,8, Deutsch-Krone 29,7, Rummelss

busvg 29,5, tin der Proevinz Ostpreußen SI-

Teil der mit weniger »als 2 ha Ausgestatteten land-

wirtschaftlich weder tätig war noch werden wird. Nur 65,7 v.H.
der Siedler waren — nach- einer überschsläglichenstatistischen Be-

rechnung für die Zeitspanne 1923 bis 1927 — schon vor der Anrsieds
lung in der Landwirtschaft beschäftigt, der Rest entstainmte dem

Handel und Gewerbe oder sonstigen Wirtschaftssweigen Auf diesen
Teil wird vermutlich das Gros der Zwergstellen entfallen.

Ganz ähnlich liegen die Verhältnisse bei der Anliegersiedlung,
der vor allem die Aufgabe obliegt, allzu kleine Stellen wenigstens

auf eine selbständig-eAckerncihrungi zu ver-

größeriu sAkuch hier ist der lZweck imin Pommern 62, in der Grenzniark 4Z.

Jenseits der Grenze aber kommen »auf
1 qskm tin Weichsielposlen99, in Preußisch-
Polen 75 und in Böhmen 125 Einwohner.
Dort herrscht also Bevölkerungsüwrdruch
dem diesseits durch voslkleeren Raum nach-
·gegeben wird-. Nach den Erfahrungen der

Geospolitiskmuß sich diese Situation um-

setzen in einen slsawischenWandevdruck, »vor
dessen sozialen, tultsurrellen und wirtschaft-
lichen Folgen hier schon bei Erörterung
des deutschen Bevölkerungsproblems aus«

der berufenen Feder des Oberreg.-Rats«
Dr. Burgdörsfer gewarnt worden ist.

Im engen Zussannnenhange damit steht
»die riesengroße Sschicht der landlosen
Berufslansdswirte. Nachgeborene Bauern- DLD

II
sit it Durchschnitt derJahre 1919 bis 1927 nicht

erfüllt worden. 79»5 v. H. der Stellen, die

ischon vorher kleiner als l ha waren, er-

hielten kandzulagen von weniger als I ha.

Hierfür wird ebenfalls als Ursache an-

zusprechen sein, daß ein großer Prozentsatz
(59 v. H.) der mit Landszulagen Bad-achten
in anderen sals landwirtschaftlichen Berufen
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stellung -finden, landwirtschaftliche Besitzer, die ihr Eigentum»und

durch die Ungunst der wirtschaftlichen Verhältnisse ihre Existenz
verloren haben, möchten gern mit dem Pflug über Eigenland
schreiten. Aber es fehlt ihnen an dem nötigen Kapital
zum Ankauf und zur Betriebsführung. Diese wert-

vollen Kräfte liegen in den großen .

Städten brach und lvers
mehren in ihrer Unzufriedenheit den Radikalismus rechts und links.

Ein großer Teil von ihnen geht dem deutschen Volkstum durch
Auswanderung gänzlich verloren. Laut »Wirtschaftund

·

Statistik« verließen im Jahre 1928 12611 Angehörigelandwirt-
schaftlicher Berufe das Vaterland, in dem kein Raum für sie ist.

Das ind fast ein Viertel aller Auswandevrernach Übersee.
·

chließlichsei auch der Notwendigkeit der Produktions-
steigerung durch Neuerrichtung von Bauern-
stellen gedacht. Unzweifelhaft werden lebensfahigeSiedlungen,
d. h. wirkliche Bauerngüter mit ausgewähltemSiedlermaterial,in
der Erzeugung von Brotgetreide und Futtermitteln nicht hinter den

Großgütern zurückbleiben Im allgemeinen aber«ist der Klein-und
Mittelbesitz in der Erzeugung von Fleisch, Milch, »Butte«r,Eiern,
Gemüse und Obst dem Großbesitz überlegen. Ein Blick »in die

UUßenhandelSstatistikzeigt, daß gerade diese Produktionszweigeferi

klthdeFörderung erheischen, soll der Einfuhrüberschußherabgedrückt
Wer en.

Das waren im wesentlichen die Gründe, die zur Schaffung des

ReichssiedlungsgesetzesAnlaß gaben. Sie gelten»auch heute noch.

Trotzdem ist mit Bedauern festzustellen, daß »dieeinstigen Hoff-

IZUngen auf das Reichssiedlungsgesetzbisher nicht erfüllt worden

sind. Das Statistische Reichsamt hat vor kurzem die Sied-

lungsergebnisse von 1919 bis 1927, das PreußischeSta-

tistische Tandesamt zugleich auch für 1928 verosfentlicht. Danach
sind seit Bestehen des Gesetzes rund 26 ooo neue Siedlerstellen auf
rund 260000113 errichtet worden. Dazu treten rund 58«ooo Ksleins
stellen, die durch Tandzugoibe vergrößertworden find. Diese Ziffern,

«

den Vätern des Ge-

Verinehruinsg eines kräftigen Bauernstandes
ausdrücklich betont. Zu einer lebens-

sähigen Bauernwirtschaft gehören aber speziell in den Ost-
provinzen wenigstens 10 ha. oder mehr. In dieser Beziehung
ist die Siedlungstätigteit im Durchschnitt der letzten zehn
Jahre ihrer Aufgabe kaum gerecht geworden. Jm ganzen wurden
nur etwa 10 000 wirkliche Bauernwirtschaften geschaffen,
die aus noch darzulegenden Gründen zu einem großen Teil
von Flüchtlingen
AU- den EVEN-' pieZahldekfamiliehonaehökiqenvont i G bit . « . .
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Zahl der Neusiedlungen auf Kultur- wie auf Ødland wesentlich
höhei als in den vorangegangenen Jahren. Während im Durchs-
schnitt 1919 bis 1926 jährlich 2340 neue Stellen geschaffen sind,
ist ihre Zahl 1927 »auf 5372 gestiegen. Jn noch- größerem Ver-
hältnis steht der Zuwachs der 1927 besiedelten Fläche gegenüber dem

Durchschnitt früherer Jahre. Auf 1919 bis 1926 entfallen durch-
schnittlich etwa 21500, auf 1927 aber 56 704 ha. Gleiche Ver-

änderungenzeigen die Größenverhältnisse der neugeschaffenen Sied-

lungen. Der Anteil der Größenklassen, die als selbständige
Bauernwirtschaften anzusprechen sind, ist von ZZ auf fast 50 v.H.
gestiegen.

Ein Beweis dafür, daß diese gegenüber den Vorjahren
sehr viel günstigere Entwicklung der Siedlung fortgesetzt wird, sind
die von Preußen für das Jahr 1928 bekanntgegebenen Ziffern.
Während auf dieses Hauptsiedlungsgebiet
im Durchschnitt 1919 bis 1927 jährlich

nach der Jnflation ebenso wie alle Deutschen vor dem Nichts.
Ihr-e Bestände an Grund und Boden waren ohne Kapital nicht zu
mobilisieren. Staatliche finanzielle Hilfe stand- ihnen vor 1927
kaum zur Verfügung Erst ein am I. Juli 1926 cvom Reichstage
angenommen-er Antrag-, zur Förderung der Siedlung
fünf Jahre lang je 50 Millionen RM. auszu-
werfen, wandelte die Verhältnisse zum Besseren. Die günstige
Auswirkung der Reichshilfe, die- durch preußische Gesetze betr. die

Gewährung von Zwischenkrediten bei Rentengutsgründungen vorn

Zo. Oktober 1926 und l. März 1928 wirksam unterstützt wurden,
kommt in der erfreulichen Steigerung der Siedlungstätigkeit in den
beiden letzten Jahren 1927 und- 1928 deutlich- zum Ausdruck. Ein-e

finanzielle Erleichterung für die Siedler bei der Stellenübernahme
zeigt sich darin, daß der Anteil der Baranzahlung an der

Kaufsumme seit 1926 erheblich gesunken
ist. Er betrug für ein großes Berichtss

rund 2000 Stellen mit je 20 ooo ha (1927
aber 2625 Stellen mit ZZ 444 ha) ent-

gebiet (Preußen, Thüringen und Mecklen-

burgiStrelitz) 1924 etwas über 31, 1925
fallen, sind 1928 insgesamt 5555

Neusiedlungen auf einer

Fläche von 45 000 ha entstanden.
Einen erfreulichen Fortschritt auf dem

Wege zur Bevorzugung der bäuerlichen
Siedlung bedeutet es, daß Preußen im

vergangenen Jahre erheblich weniger
Zwergstellen geschaffen hat als in den

Vorfahren. Dagegen haben Neusiedlungen
in der Größe von

5—— 10 ha um 52 v.H.
Io— 20 « « 48 »

20— 50 « « 46 «

50-—100 » » 17 »

zugenommen. Entsprechend der vermehr-
ten Schaffung von mittel- und großbäu-
erlichen Siedlungsgütern hat sich natur-

gemäß auch der Anteil der Siedler er-

höht, die schon vor ihrer Ansiedlung im

Hauptberufe Landwirte gewesen sind. Von
den 3555 Neusiedlern entftammten 87

v. H. dem landwirtschaftlichen Berufe. Die

durchschnittliche Familienkopfstärke der
Siedler bezifferte sichsauf 4,1, so daß 1928
in Preußen insgesamt 15077 personen
auf dem Lande ansässig gemacht worden

sind. Gegenüber den Vorjahren stellen schaff
die Zahlen für 1928 einen beachtens-

"

1913

18 070
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Erwerbsiät
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sogar über 55 v. H., ist dagegen 1926 auf
26 und 1927 gar auf 24,5 v.H. gesunken.
Ebenso begrüßenswert dürfte es im all-

gemeinen sein, daß Sachwertschulden so
gut wie ganz schwinden und an ihrer
Stelle Geldrenten- und Hypothekenschuls
den an Bedeutung gewinnen.
Natürlich wäre es wünschenswert,

ausgesucht tüchtigem Siedlungsmaterial
ohne Kapitalbesitz, das in Hülle und

Fülle zur Verfügung steht, Siedlun-

gen ohne jede Anzahlung zu über-

lassen. Jn diesem Augenblick würde

die Siedlungstätigkeit einen unge-
heuren Aufschwung nehmen, und zwar
bei wirklich strengster Auswahl der

Tüchtigften sicher zum Wohle der Volks-

gesamtheit. Aber die reale Tatsache der

Finanznot ist härter als die besten Wün-
che. Jmmerhin beweisen die Jahre 1927
nd 1928, daß Reich und Länder auf dem

richtigen Wege sind, den Erwerb von

Siedlerstellen finanziell weitgehend zu
erleichtern. Es ist daher nicht richtig,
vom Versagen des Reichssiedlungsgesetzes
schlechthin zu sprechen; man kann höch-
stens bedauern,« daß seine finanzielle
Durchführung erst sehr spätmöglichwar-d.

Daß es seine segensreiche Wirkung nicht
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werten Fortschritt dar. Diese aufstei-
gende Linie zeigt,""daß man trotz zehn-
jährigen Bestehens des Reichssiedlungsgesetzes eigentlich erft seit
1927 von einem Funktionieren des Gesetzes im Sinne der Gesetz-
geber sprechen kann. Wo sind die Gründe dafür zu suchen? Wenn-

gleich das Liefersoll der im Gesetz vorgesehenen Landlieferungsvers
bände schon zu 20 v. H. erreicht sein sollte, so kann Mangel an Land

nicht der Grund sein, zumal da im freien Handel Land genug zu ge-
drückten Preisen zur Verfügung stand. An Siedlern hätte es eben-

falls nicht gefehlt, wenn nicht der Erwerb einer Siedlung an einen

nicht unbeträchtlichen Kapitalbesitz gebunden wäre.

Die gemeinnützigen Siedlungsgefellschaften forderten verhält-

nismäßig- ssehr hohe Anzahlungen und statteten die

Siedlung oft mit unzureichenden Gebäuden und nur mangel-
haftem lebenden und toten Inventar aus. Daher brauchte der
Siedler cvon vornherein noch beträchtlich-es Betriebskapital, wenn

er’ bestehen wollte. Viele rAngriffe sind damals gegen die

Gesellschaften erhoben worden, sdie aber meistenteils ungerecht-
fertigt waren. Die gemeinnützigen Siedlungsgesellschaften standen

verfehlt hat, beweisen die Gesamtzahlen
der dem Lande erhaltenen oder neu-

zugesührten Personen. Nach »Wirtschaft und Statistik« hatte jeder
Neusiedler im Durchschnitt Z,5 Familienangehörige, in den Oft-
provinzen sogar 4, so daß jede Siedlung 4,5 Personen beherbergt.
Mit den von 1919 bis 1928 geschaffenen rund 26 000 Neusiedlers
stellen werden also insgesamt rund 120 000 Personen auf dem Lande

festgehalten Das- 1928 eingeschlagene Tempo angenommen, würde

sich ihre Zahl in den nächsten zehn Jahren bei gleicher Familien-
kopfstärke,aber ohne die auf den Siedlungen selbst Neugeborenen,
auf rund Zoo 000 erhöhen. Trotzdem dürfen wir uns auch mit den

Ergebnissen der letzten beiden Jahre nicht begnügen. Wir wissen,
daß die Landflucht und auch die Auswanderung ein Vielfaches der

auf dem Lande seßhaft Gemachten von der Schalle loslöst. Nicht nur

diese Zahlen auszugleichen, sondern dem Lande einen Bevölkerungs-
gewinn zuzuführen, ist der Sinn der Siedlung. Die schönen Erfolge
der letzten Jahre ermutigen uns zu dem Vertrauen, daß das Reichs-
siedlungsgesetz mit seinen fördernden Ergänzungs-gesetzenje länger
je mehr diesem Ziele nahekommen wir-d.

Wie-see - Von ReichakunsiwarrDr. E. Reiten-h
"

Zur Erz-kanns ihrer neuen Auesiellnnqeräume in Berlin.

Wenn es wahr ist, daß Polarität der geistigen Kräfte ein

Grundziel unserer Zeit darstellt, müssen wir uns über die aus-

gleichende «Gegensätzlichkeit,die auf dem Gebiet der Kunst zwischen
Wien und Berlin besteht, besonders freuen. —

"

Dem heutigen Berlin sind Mosdern und Technisch fast schon
identische Begriffe geworden. Es ringt darum, die Einheit von

Kunst und Technik in einer Formgestaltung auf allen Gebieten

zum Ausdruck zu bringen, der wegbereitende Bedeutung zugesprochen
werden darf. s

Wien aber vermeidet die Nachteile eines modernen Puritaniss
mus, welche dieser Weg so vielfach mit sich bringt, und stellt ihm
ewige Rechte der Phantasie und des Schänheitsgefühls entgegen.

WX

Der beste Ausdruck für diese besondere Bedeutung Giterreichs
innerhalb der modernen Kunstbewegung ist die W i e ne r W e r k -

stätte

Mit dem Schaffen der großen KünstlerpersönlichkeitenKlimt
und Hoffmann auf das engste verbunden, ja geradezuzdas
Lebenswerk Josef Hoffmanns, des großen Gestalters und Form-
beherrschers, darstellend, bedeutet die Wiener Werkstätte ein wesent-
liches Stück zeitgenössischerKultur. Durch die gläubige Energie
von Frau Mäda Primavesi über alle Krisen der Zeit gerettet, von

der Jdeenkraft Josef Hoffmanns und der freudigen Mitarbeit all
der Künstler und Handwerker, die in der Werkstatt tätig sind,
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chronik des

7. November t919.

Eine deutsche Note an die franz. Regierung weist
darauf hin, daß die Heimbeförderung der in ameri-
kanischer, belgischer und englischer Hand befindlichen
Kriegsgefangenen seit dem 29. August einen nor-

malen Verlasuf nimmt, während die franz. Regierung den
deutschen Kriegsgefangenen noch die Freiheit versagt.

ts. November 1919.

clemenceau beantwortet die deutsche Note vom

7. November betr. die Kriegs gefan genen. Er erklärt:
Die franz. Regierung hab-e niemals »etwas anderes ver-

sprochen, als die Bestimmungen des Friedensvertrages zu

erfüllen. Angesichts der planmäßisgen Verwüstung Nord-
frankreichs könne eine Vergünstigung für die deutschen
Kkjegsgefansgenen von der französischen öffentlichen Mei-
nung nicht zugestanden werden. ·

18.-his 21. Novemhek1919.
Msinistersialdirektor v. Simson verhandelt in

Paris ergebnislos über das P r o t o k- o l l b e t r. di e

Niederlegung der Ratifikationsurkunden
fvg-l. Z. Novemberl· Am 21. reist er nach Berlin zurück, um

der Reichsregieruing zu berichten·

25. November t9l9.

Eine Not-e c lem enceasu s behauptet, daß durch die
Abreise der deutschen Sachverständigen die für den 1. De-
zember vorbereitete Unterzeichnung des Ratifikations-
protokolls verzögert werde, was geeignet sei, Zweifel an

der Aufrichtigkeit der Absichten Deutschlands hinsichtlich
der Erfüllung seiner Verpflichtungen aus idem Waffenstill-
stande und dem Friedensvertrage wachzuriufen

27. November 1919.

Eine deutsch-e Denkschrift über die Versenkung der deut-
schen Flotte in Scsapa Flow bezeichnet als für die Beur-
teilung der ganzen Frage ausschlaggebend die Tatsache,
daß die Versenkung der Flotte nicht idem Verhalten der
deutschen Regierung, sonder-n dem Verhalten der Alliierten
zur Last falle. Entgegen den Waffenstillstandssbedinsgungen
hätten die Alliierten nicht einmal einen Versuch gemacht, die
schiffe in neutralen Häfen zu inter«n.ieren. lnfolge der
Unjekhindung des Verkehrs mit der Heimat habe Admiral
Reuter zu sder Annahme kommen müssen, daß der
Waffenstillstand am 21. luni mittags ablaufe. Eine Haftung
der deutschen Regierung falle von vornherein weg, da
Admiral Reuter ihrer Befehlsgewalt tatsächlich entzogen
gewesen sei. Um das lnkrafttreten des Versailler Vertrages
nicht zu verzögern, wir-d vorgeschlagen, die Frage der Ver-
senkung dem ständigen Schiedsgerichtshof im Haag zur

Entscheidung zu unter-breiten.

1.Dezeri1bek1919.
Frh. v. Lsersner macht dem Obersten Rat der Alls-

ierten Mitteilungen zur Frage der Ratifsizierung.
t. Die Zweifel an dem guten Willen Deutschlands sind
unbeg-ründef. Für die Verzögerung des Inkrafttretens
des Vertrages ist die deutsche Regierung nicht verant-
wortlich. Bereits am 16. juli haben wir ratifiziert. Erst
am 2. November wurde uns Kenntnis gegeben, daß England,
Frankreich »und ltalien ratifiziesrt haben. Diese drei Mächte
haben sich aber nicht bereit erklärt, den Friedensvertrag
durch Errichtung eines Ratifikationsprotokolls ohne weiteres
in Kraft zu setzen, sondern habe-n hierfür neue schwere Be-
dingungen gestellt, die in keiner Beziehung zum Friedens-
Vertrage stehen. 2. Die deutsche Regierung wünscht nach
wie vosr die schleunige Herstellung des Friedenszsustandes.
Z. Ein großer Teil der Bestimmungen des Vertrages sieht
die Beteiligung Ameriksas vor, die von der deutschen öffent-
lichen Meinung als wirksame Garantie betrachtet wird. Un-
sere Zustimmung zur lnkraftsefzung dieser Bestimmungen
troß des einstweiligen Fern-bleibens Amerikas bildet für uns

ein Opfer, für das wir ein entsprechendes Entgegenkommen
—

Versailler V e r t r a g e s (Fortsetzung.l

in erster Linie iin der Auslieferungsfirsage erwarten können.
4. Die bedingungslose Usnterzeichnung des Ratsiifikationss
protokolsls muß abgelehnt werden. S. Unser-erseits müssen
wir Aufnahme einer Bestimmung in das Protokoll fordern,

"

wonach die Heimschaffung der Kriegsgefangenen aus
Frankreich an keine andere Bedingung als die in Art. 221
bezeichnete fFreilassung aller noch in Deutschland befind-
lichen feindlich-en Kriegsgefiangenenl geknüpft werden darf.

1. Dezemb er 19-l9.
Eine N o te d e r A l l i i e r t e n erklärt, daß die Bildung

der »S-ic,herheitspolizei«, der ,,Zeitfreiwil-
ligen« und der »Einwohnerwehren« gegen die
Art. 162 und 178 des Vertrages von Versaislles verstoße. Sie
fordert die unverzügliche Aufhebung dieser Maßnahmen.

2. Dezember 19t9.

clemenceau erklärt in einer hochfahrenden, ver-
leßenden Note, Deutschland habe nur einRecht asuf den
Beginn der Heimschaffung der Kriegsgefan«
genen mit dem Tage der lnkraftsefzung des Vertrages.
lede Abweichung hiervon sei eine Vergünstigung. Die Heim-
sein-dung sei hinsichtlich der deutschen Gefangenen aus

Amerika, England und Belgien mehrere Monate lang durch-
geführt, dann aber unterbrochen worden wegen der Ver-
leßung, Nichterfüllung und unvollständigen Erfüllung des
Waffenstillstandes durch Deutschland. Die Note geht dann
noch auf die Ausliseferungsfrage ein und schließt mit den
Worten: ,,solange das deutsche Gewissen nicht« wie die
ganze Welt, begreift, daß das Unrecht wieder gutgemacht
werden muß und die Verbrecher ihre Strafe finden müssen,darf Deutschland nicht erwarten, daß es isn die Gemein-
schaff der Völker wieder eintreten noch bei den Alliierten
Verzeihung für sei-ne Vergehungen und Milderung der
gerechten Friedensbedingungen finden wird.«

s. Dezember 1919.
c l e m e n c e a u lehnt in einer Note den deutschen

Standpunkt in der Frage des Ratifsikationsprotokolls in
allen Punkten schroff ab. Nur hinsichtlich der Ent-
schäidigunsgsforderungenfür die versenkte Flotte stellt
er eine Prüfung im Geiste der Billigkeit in unbestimmte
Aussicht. Er schließt: Was den letzten Absatz des
Protokolls anbel-ange, so werde nach Inkrafttreten des Frie-
densvertrages die Durchführung der Bestimmungen des Pro-
tokolls durch die allgemeinen Bestimmungen des Vertragesund die üblichen völkerrechtlichen Verfahren garantiert.
»Bis zur lnkraftsefzung des Friedensver-
trages erinnern wir zium letzten Male daran,
daß die Kündigung des Waffenstsillstandes
genügt, um den alliierten Armeen jede Be-
rechtigung zu militärischen Maßnahmen zu
verleihen, die als erforderlich erachtet
werden« ln- diesem Sinne erwarten wir die
unverzügliche Unterzeichnung des Proto-
kolls und die Niederfagung der Rat.if-ika-
tionsurkunden.«

Eine gleichzeitig überreichte Separatnote über scapaFlow lehnt einen Schiedsspruch ab und schließt mit derForderung, »oh-ne weiteren Verzug« das Protokoll zuunterzeichnen
.13. Dezember 19t9.

Die Natiosnalversammlung nimmt das Gesetz
über die Verfolgung von Kriegsverbrechen
und Kriegsvergehen an. Nach diesem Geseß ist bei
Verbrechen oder Vergehen, die ein Deutscher im ln- oder
Au stand während des Krieges gegen feindliche staats-
aingehörige oder feindlich-es Vermögen begangen hat, das
Reichsg-er-icht erste und leßte Instanz. Der Verletzte oder
seine Erben dürfen sich dem Verfahren als Nebenkläger an-
schließen. Der Reichsjustizminister kann auch andere Per-
son-en als Neben-kläger zulassen. Das Gesetz soll den feind-
lichen Staaten ermöglichen, in einem Verfahren vor dem
Reichssgericht die lnteressesn ihr-er Angehörige-n zu vertreten
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und dadurch die in Art. 228 des Versailler Vertrages ge-

forderte Auslieferung der deutschen Kriegsbeschuldigten
entbehrlich machen-

15. Dezember 1919.

ln ihrer Antwort auf clemenceaus Noten vom s. De-

zember nimmt die deu t s eh e R e gierusn g davon Kennt-

nsis, daß das im Schlugabsatz sdes Protokolsls vorsbehaltene

Recht zsu militärischsen und sonstigen Zwangsmaßnahmen

nur bis zum Inkrafttreten des Friedensvertrages gelten solle.

Unter diesen Umständen läßt sie ihre Bedenken gegen den

Schluß-absatz fallen und erhebt auch, abgesehen von den Be-

stimmungen bezüglich der Versenkung der deutschen Flotte,
gegen den sonstigen Inhalt des Protokolls keine Ein-

wendungen mehr. Hinsichtlich scapa Flow erklärt sie

sich, sum jedes Friedenshindernis wegzuräumen, bereit,

schadenersalz zu leisten. »Sie ist aber außerstande, den

schadenersatz in der sism Protokoll vom t. November vor-

gesehenen Art zu leisten. Denn eine gewissenhafte Prü-

fung hat ergeben, daß die Durchführung der in dem Pro-

tokoll gestellten Forderungen dem deutschen Wirtschafts-

leben unhesilbaren schaden zufügen und jede«Mö-glichikeit
einer Durchführung der übrigen ungeheuren Verpflichtungen
aus dem Friedensvertrage vollends vernichten würde«

23.-Dezember1919.

ln der Antwort auf dsie deutsche Note vorn t4. Dezember

bestehen die Alliierten auf der Unterzeichnung
des Ratifikationsprotokolls »so wie es ist«.

Eine Ermäßigung der Forderung auf Auslieferung von

«

400000 schwimmdocks usw. könne nur erfolgen, falls stichhasl-

tige Gründe dies rechtferti«gten. — Der Generalsekretär der

Frsiedenskonferenz, Dsutasta, gibt bei der Usberreichung der

Note an Frhrn. v. Lersner namens des Obersten Rates der

All-isierten folgende mündliche Erklärung «ab: Falls die Er-

he.bungen, auf die sich die Forderung von 400 000 t Schwimm-
docks usw. stütze, sich tatsächlich als irrtümlich herausstellen

sollten, solle die Forderung auf rd. 300000 t herabgesetzt
werden.

10. la nu a r 1920.

lm französischen Ministerium für auswärtige Angelegen-
heiten u n te r z e i c h n e n die deutschen Bevollmächtigten
Ministerialdirektor v. simson und Frhr. v. Lersner zunächst

das Protokoll über die Abwicklung der noch

nicht erfüllten Verpflichtungen aus dem

Wsaffenstsillstandsvertrag und über die Ent-

schädigung für die bei Scapa Flow ver-

senkten deutschen Kriegsschiffe clemenceau

übergibt sodann den deutschen Bevollmächtigten eine Note,
in der die mündlichen Erklärungen des Generalsekretärs der

Frsiedenskonferenz vom 23. Dezember 1919 bestätigt werden.
tsiehe oben 23. Dezember 19t9.l Hierauf erfolgt die

Unterzeicshnung des ersten Protokolls über

die Niederlegung der Ratifikationsurkun-

d e n seitens folgender Mächte: Deutschland, Großbritannien,
Frankreich, Italien, Japan, Beslgien, Bolivien, Brasiliesn,
Guatemala, Peru, Polen, Siam, Tschechoslowakei und Uru-

gu·av. Nachdem salle Bevollmächtigten unterzeichnet haben,
ergreift c l e m e n c e au das Wort und erklärt, daß nun-

mehr f4 Uhr 15 nachm.l der Friedens-vertrag in Kraft getreten
sei, und das die aus ihm sich· ergebenden Verpflichtungen
erfüllt werden müßten.

Zugleich mit dem Rat-if.ikationsprotokoll werden mehrere
durch das Inkrafttreten des Versailler Vertrages erforderlich

gewordene Vereinbarungen über die abgetretenen und die

Abstimmungsgebiete unterzeichnei.
Mit dem Tage des lsnkraifttretens beginnen die im Ver-

saiiller Vertrage vorgesehenen Fristen zu laufen.

Vlll. Vorn lnkrafttreten des Versailler Vertrages
bis zur Annahme des Londoner Ultimaturns

10. lanuar 1920.

Mit dem lnkrafttreten des Versailler Vertrages werden

folgende Abtretungen rechtswirksam:

Einwohner

.

Davon Deutsche
ka noto) »Zahl Xo

Elsaß-l.othringen
«

an Frankreich 14522 1674000 1637600 ö7,4

Teile von Ost- und West-

preußen, Posen. Pom-

mern. Brandenburg und
NiederschlesienanPolen 42 926 2962200 1 129360 36

Memelgebiet
an den Völkerbund 2656 141200 73600 53,3

Danzig . .- . . . . . . . 1914 330600 316300 96,3

Hultschiner Land
an Tschechoslowakei Its 46400 7100 t4,6

Kolonien an d.Völkerbund 2954 605 14663 350 25000

samgchict sur is same
"

an den Völkerbund . . 1922 651900 646200 99,7

10.lanuar1920.

Herr ’Tirard, der französische Präsident der interalli-

iertesn R h ei n la n d k o m m i s si o n fsih Koblenzl, erläßt
einen Aufruf an die Bevölkerung der besetzten rheisnischen

Gebiete, in dem er verspricht, »die Lasten der Besatzung für

die rheinische Bevölkerung so leicht wie möglich zu ge-

stalten unter der einzigen Bedingung, daß die deutsche Re-

gierung sich bemüht, die schuldigen Reparationen an die

vom Kriege heimgesuchten Völker zu zahlen«
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Gleichzeitig erläßt die Rheinlandkommrssion eine Anzahl
von 0irdonnanzen (Verordnusngenl und Anweisungen,
die weder mit dem Rhseinlandabkommen noch mit dem
Aufruf vereinbar sind. Eine am gleichen Tage in Paris

übergebene deutsche Note erhebt feierliche Verwahrung
gegen die Verordnungen, insbesondere dagegen, daß sie
der Rheinlandikommsissiosn den vertraglichen Vereinbarungen
zuwider wesentliche Teile der Staatshoheit übertragen, die

Geltung der deutschen Gesetze im besetzten Gebiet von der

vorherigen Prüfung durch dsie Rheinlandkommission ab-

hängig machen, das Recht der Ausweisung vorsehen und
die Bewegungs- und Betätigungsfreiheit der Bevölkerung
einschränken. Die Verordnungen vom to. Januar 1920

bilden den Grundstock der Hunderte von Ordonnanzen, mit
«

denen die Rshseinlandkommisssion in der Folge das besehte
Gebiet überschüttet und geknechtet hat.

16.lanu a r 1920.

Der Oberst-e
-

Rat der All-iierten fordert von Holland
die Auslieferung des früheren Deutschen

l( a i s e r s.
«

20.1anuar t920.

Beginn der Heimschaffsung der

gefangenen aus Frankreich.

23.tanuar1920.
Die holländische Regierung lehnt« in einer Note vom

21. Januar die Auslieferung des früheren Deut-
schen Kaisers ab, da sie keine andere Pflicht an-

erkennen könne »als die, welch-e ihr aus den Gesetzen des

Königreichs und der nationalen Tradition erwächst«.

25.la-nuar1920.

Dje deutsche Regierung legt der Friedenskonferenz er-

neut die verhängnisvollen Folgen dar, die eine Durchführung

deutschen kriegs-
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—

«m-un en über die Auslieferung von Deut-

ggrhbeersinmzweåsAburteilung durch die Feindstaaten
haben würde. Sie wiederholt ihren Vorschlag, dsie

Angelegenheit einer die Interessen der tFeindsstaatenbe-

friedigenden und füir Deutschland esrtraglichenLos-usngda-

durch zuzuführen, daß gegen die von feindlicher Sei-te be-

schuldigten Deutschen auf Grund des Gesetzes vorn 18. De-
zember 1919 (s. 13. Dezember t9t9t vor dem Reichsgericht
ein Stsrafverfahren durchgeführt wird, an dem sich·die ie-

weils betroffenen allüerten und assoznerten Regierungen

unmittelbar beteiligen können.

Z. Februar 1920.

Der Vorssißende der deutschen Frsiedensdelegationin

Paris Frhsr. v. Lers«ner, weigert sich, die ihm zugestellten
Au siie f e run gs lis l e n der deutschen Regierung zu

übermitteln. Er sendet die Listen an die Friedenskonferenz
mit der Erklärung zurück, daß kein deutscher Beamte-rsich

dazu hergeben würde, in irsgendeiner Weise zur Ausfuhrung

des Auslieferungsbegehrens beizutragen.

S. Februar 1920.

zur Regelung der oeidvekhindiiehkeiten, die zwischen

deutschen Staatsansgehörigen und Angehörigen der Feind-

mächte vor Kriegsausbruch und wäh-

rend des Krieges entstanden sind,

wird gemäß Art. 296 in Berlin das

Reicshsausgleichsamt errich-
verlust unserer Uolonien

an Frankreich,fnicht die noch rückständigen, bereits fälligen
Lieferungen sowie das volle Februargsuantum geliefert hat«
so wird sich die Regierung der tfranzösischent Republik
gezwungen sehen, zu wirtschaftlichen und finanziellen

sperr- und Vergeltsungsmaßregeln und allgemein zu solchen

Maßnahmen zu greifen, die sie als durch die Umstände ge-

boten erachtet, wie das der Vertrag für solche Fälle be-

sonders vorsieht-«

10. Februar 1920.

Abstimmung in der ersten schleswigschen
A-bstimmsungszone:

Wahlberechtiigt . «. . . . . . 111191

Abgegebene stimmen -ins-gesa-rnt . 101642 (9t,5 v.H.)
füsr Dänemark . . 75 431 (74,2 v.l-l.l

für Deutschland . . . 25 329 (24,9v.tt.).

Esinzelerge-bnisse: sonderburg-stadt 2601 für Deutsch-

land, 2067 für Dänemark; Sonderburig-l.and 2281 für Deutsch-

land, 13332 für D«änemark; Apenrade-Sladt 2625 für

Deutschland, 2124 für Däne-mar—k; Tondern 2503 für Deutsch-

land, 751 für Dänsemarkz Hsadersleben 3270 für Deutschland,
5201 für Dänemark. Den Ausschlag für Dänemsark gibt das

platte Land. —- Die Abstimmung gibt kein zutreffendes Bild

der Volksstimmsuing, da ein sehr groß-er Teil der Bevölke-

rung nicht wahlberechtigt war. Wahl-

berechtigt waren alle Personen über

20 Jahre, »die in dem Abstismmungs-
gebiet geboren sind oder dort schon

fet. Die Regelung dies-er Verbindlich-

keiten darf nur durch das Reichsaus-s

gleichsasmt und die Ausgleichsärnter

der Fein-dstaaten, die dem Ausgleichs-

verfahren beigetreten sind (Großbr-i-

tannien, Frankreich, Italien, Belgien,

Griechenland, Siam, Haiti), erfolgen. .-s«m«i«.i(:w.ess«i«iiiMs
»

Dadurch wird dem deutschen Kauf-— -

dä-Hil-
W-

. Inmqu

vor dem t. Januar 1900 ihren Wohnsitz
gehabt haben. lnfolgedessen waren

z. B. von den 15000 Esisnwohnern Fla-

derslebens nur 6700, von den 5000

Einwohnenn Tonderns nur 2000 wähl-

berechtigt.

II

Einwohner
Deutschlands

.

it. Februar t92.0.
mann die Wiederanknüpfung persön-

licher Bezsiehsungen zu dem ausländi-

schen Schuldner oder Gläubiger
erschwert. Außerdem ver-mögen die

Vertragsgegner Deutschlands den

vollen Betrag ihrer privaten Forde-
rungen in gutem Gelde einzuziehen.

Die Forderungsüberschsüsse zugunsten
Deutschlands werd-en nicht bar aus-

gezahlt, sondern »bis zur völligen

Bezahlung der den alliierten und

assoziierten Mächtesn oder ihren An-

gehörigen aus Anlaß des Krieges

geschuldeten ssummen ein.behalten«

Die interalliiertes Kommission für

die Volksabstimsrnung trifft in Ober -

s eh l e sie n ein und übernimmt

die Verwaltung des Abstsirnmsungs-
gebiets.

t7. Februar 1920.

Der deutschen Regierung wird

eine vorn 13.«Febru.ar datierte Note
des Obersten Rates zur Frage der

deutsch-en Kriegsbeschusldigten über-

reicht. Die Alliierten nehmen Kenntnis

von der Erklärung der deutschen Re-

gierung, vor dem Re«ichs-gericht ein

und einstweilen dem Reparat-ions-
konto gutgeschrieben. infolge der

BZFJ oooMm »M- Straifverfsahrsen gegen alle auf der

spM Auslieferungsliste stehenden Deut-

Markentwertung und der schlechten

Finasnzlasge des Reiches sind die An-
,

.

teile, welch-e die deutschen Gläubiger im Ausgleichsverfahren

erhalten, sso gering, daß das Verfahren für viele auf die

entschädigsungslose Fort-nähme der Forderung hinausläufi.

7. Februar 1920.

Der französische Geschäftsträger in Berlin stellt der

deutschen Regierung die Auslieferung-slistsen zu.

Die Listen enthalten 895 Namen; England stellt 100. Frank-

reich 334, Belgien 334, Italien 29, Polen 53, Rumänien4t,

Jugoslawien 4 Auslieferungsbegehren. Angefordert sind fast

alle deutschen Heerführer und eine große Zahl von Ver-

waltusngsbeasmten
-

10. Februar t920. .

Eine Note des französischen Ministerpräsidenten Mitle-
rand vom 8. Februar behauptet, daß Deutschland . die
Kohlenlsieferungen, zu denen es verpflichtet sei,

bisher noch nicht vollzogen habe. Da Deutschlandsonach

die Bedingungen des Vertrages nicht getreuhch ckkunk höhe»

hätten die Fristen für die Räumung der be-

setzten Gebiete noch nicht zu laufen beo-
gosnn en. »Ferner, wen-n Deutschland am t. Marz "t920, in
weiterer absichtlicher Nichterfüllung seiner Verpflichtungen

schen zu eröffnen. sie behalten sich

aber vor, die Auslieferung zsu fordern,
falls das Verfahren vor dem Reichsgersicht »deran hinaus-

lä-uft, .d—ieSchuldigen der gerichtlichen Bestrafung für ihre
Verbrechen zu entziehen«.

«18.Feb-kuek1920.
Nach Art. 160 des Versailler Vertrag, darf die Gesamt-

stärke der deutschen Truppen am It. März 1920 nur noch
100000 Köpfe betragen. Da dieser Artikel in der Annahme

entworfen wurde, daß der Versailler Vertrag viel früher

ratifiziert werden würde, gestattet der Oberste Rat, daß
die deutschen streitkräfte ibis zum 10. April 1920 auf 200000

und erst bis zum 10. tuli 1920 auf 100000 Köpfe herab-

gesetzt werden.
26. Februar 1920.

Die vom Völkerbundsrat bestellte internatsionale R e -

gierungskomtnission füir das saargebiet
übernimmt die Regierung.

2. März t920.

Um entsprechend dem Versailler Vertrag die deut-

s c h e H a n d els f l o t t e abliefern zu können, vollzieht der

Reichsmsinsister für Wiederaufbau die Enteignsung der deut-
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schen Handelsschiffe iiber 1600 Brutto-Registertonnen. Die

Ablieferung trifft 90 v.H. der deutschen Handelsflotte.

12. M ä r z 1920.

General Nollet, Vorsitzender der lnteralliiertenM-ilitär-
Kontrollkommission in Berlin, fordert die Auflösung der
Einwohnerwehren bis zum 10. April t920.

13.--17. M ä r z 1920.

Kapp-Putsch.

14. M ä r z t920.

Volksabstimmsung in der zweiten Zone
in Nordschleswig.

Bei 90 v. H. Wahlbeteiligung werden abgegeben:
fiir Deutschland 52 724 Stimmen,
fiir Dänemark 12 806 stimmen.

Einzelergsebnisse in Flensburg:
- fiir Deutschland 27 081 Stimmen,

fiir Dänemairk 8914 Stimmen. Die Abstimmun en
m INCLUng u

6. April 1920.

Das Einriicken der Reichswehr in das zur entm-il-itari-
sierten Rheinlandzone gehörende Ruhrgebiet als Vorwansd

benutzensd, besetzen die Franzosen den Mainsgau fFrank-«

furt a. M., Dsarm«stadt, Hanau, Dieburg, Hosmburgl
Die deutsche Regierung protestiert gegen das fran-

zösische Vorgehen und erklärt, es könne unmöglich die Ab-

ssicht des Versailler Vertrages gewesen sein, »Deutschland
zu verhindern, cin einem Teil seines Gebietes die Ordnung,
die durch Räuber- unsd Mörderbanden auf das Schlimmste

gestört worden ist, so rasch wie möglich wiederherzu-
stellen.·«

8. April t920.

Die englische Regierung wendet sich in einer scharfen
Note gegen das eigenmächtige Vorgehen Frankreichs bei

der besetzung des Maingaues.

7. April t920.

Mit der Ablieferung des Restes
der deutschen Kriegsschiffe wird be-

gönnen.
Mexico

19. M z kz 1920. w.2.1920
Die durch den Kapp-Putsch her-

vorgerufense Erregung unt-er der Ar-

beistienbevölkerusng im chemisch-west-

S c l '

.«S Uldstlmmunqszme
.

20. A p ril t920.

Eine deutsche Note an den Ober-

zgdsnmmquzonef
stsen Rat der Allisierten fordert die

sfäilischen lsnxdustriegebiet tiihrt zu fükomdnd Haue-Intelli-Berbehaltung des 200000-

spartaskistiscshen unruhen
«

AMI- est-es-

urid heftigen Kämpfen.
«

s
.

. Isooo
.

»

11.7.1920 Ost-c »A-« « «
»

17. Mai 1920.

26· März 1920· "

Nachdem durch
. französische

Die deutsche Regierung ersucht kpnikone fest-gestern ist dar-·die
die sfranzösischse Regierung susm die deutschen Tkuppell W enstmll-1«tm-1-

Genehmigung des Einmarsches vosn Z
Reichswehrtriuppen in das -e-ntmilitari- ·" 1174920

sierte Gebiet zur Nisederwerfsung des

Rsuhraufstasndes.

sierten Gebiet die zulässigen Zahlen
nicht übersteigen, räumendie franzö-

sischen Truppen den Maingsau

28. März 1920.
PMM

Frankreich will die Genehmigung
«zum Eisnsmarsch der Reichswehr nur

der Bedingung geben, datz
Frankfurt a. M., Hom«bur-g, Han-au,
Darmstaidt und -Di-e«burg»durch fran-

10. jsu in si 1920.

Die Verminderung des deutschen
Hieerses auf 200000 Mann ist durch-
gefsiihrt.

is» Juni 1920.

Der Präsident ider Frisedessnskon·fe-
zösischie Trsupspen sbesetzt werden.

29. M Ei r z 1920.

Die deutsche Regierung macht den Gegenvorschlag,
- daß den Franzosen die Besetzsung der fiinf Städte erlaubt

werden solle, wenn die Reichswehr aus dem Ruhrgebiet
innerhalb einer bestimmten Frist nicht zuriickgezogen sei.
Die frsanzösische Regierung erklärt sich daimit ein-
verstanden und bezeichnet als Frist zwei oder drei Wochen.

31. M ä r z 1920.

Ihre bisherige Haltung verlassend, macht die franzö-
sische Regierung die Genehmigung zum Einmarsch der
Reichswehr ins Ruhrgebiet von dem Nachweis der un-

bedingten Notwendigkeit abhängig und erklärt ihrerseits
den Einmarsch fiir unnötig und gefährlich.

2.Apki11920.
Da die Lage im Rsuhrgebiet immer kritischer wird, sieht

sich die Reichsregierung genötigt, Reichswehr ein-
marschieren zu lassen. Sie begründet diesen unabweis-
barenSchritt sisn einer ausführlichen Note an Frankreich und
die übrigen All-iierten.

4. April 1920.

Die deutsche Regierung tiihrt den Nachweis, daß die
im entmsilsitarisierten rechtsrheinischen Gebiet befindlichen
Truppen in der kopfzahl den laut Abkommen vom 8. August
1919 bis zur Herabsetzung der Reichswehr auf 100 000 Köpfe
zugestandenen Umfang nicht übersteigen.
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renz Milsleranid iiIbersendet der deut-
schen Friedens-dielega-tion die amt-

liche Mitteilung der neuen d(eutsch—dänsischen Grenze. Die
von der Botschaft-erkonferenz auf Grund der Abstimmung
lfestgesetzte Grenze entspricht nicht der d«e-.utscherseits vor-

geschlagenen sogenannten Tiedje-Linsie, sondern ungefähr
dem dänischen Vorschlag (clausen«l.«inie). Deutschland ver-
liert durch die neue Grenze 3993 okm mit 166300 Ein-
wohnern, davon 40 900 Deutsche f25 v.H.l.

21.,,22.] u n si 1920.

kosnferenz der Asllsiierten in Bosulogne.
wird folgender Repasrationsplsan aufgestellt:

Deutschl-and zahlt:

vom 1.Mai 1921 bis 30. April 1926 jährlich 3 Milliarden,
vom 1.Mai 1926 bis 30. April 1931 jährlich 6 Milliarden,
vom 1.Mai 1931 bis 30. April 1963 jährlich 7 Milliarden,

also zusammen »in 42 jahren 269 Milliarden Goldmark.

23. juni 1920.

Eine Note der Botschafterkonferenz vom 20. Juni er-

klärt, daß es bei der Herabsetzung der deutschen Heeres-
stärke auf 100000 köpfe bleiben müsse. Die Sicherheits-
polizei sei binnen drei Monaten aufzulösen. Dafiir könne
aber die 0-rdnunsgspolizei, die schon vor dem Kriege be-
standen habe, auf 150 000 Mann, somit um 70000 Mann
gegen den Stand von 1913 erhöht werden. Die deutsche

Gesetzgebung sei im Einklang mit den militäriischen Be-
stimmungen des Versailler Vertrages finsbesondere Ab-
schaffsung der all-gemeinen Wehrpflicht) zu bringen, die Aus-
fuhr von Kriegsgerät gesetzlich zu verbieten. -

Es
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getragen, konnte sich die WienerWerk-
stätte in einer dauernden Weiterentwicks
lung ausdehnen, die sie zu einem ent-

scheidendenTräger des modernen Formen-
und Farbengefühls machte.

·

Es kennzeichnet die enge Verbin-

dung, die heute zwischen Deutschland
und Osterreich besteht, daß die Wiener

Werkstätte sich nun dauernde Aus-

stellungsräume in Berlin geschaffen hat.
Für Berlin ist das deswegen besonders
zu begrüßen, weil der moderne
Zweckmensch, wie er sich einseitig
in der Großstadt entwickelt, sich zu sehr »

daran gewöhnt, seine Freude an Schonheitund»Phantasie»fernvon

dem so reichen Kunstschaffen der eigenen Zeit im Antiquitatenladen
abzureagie-

ren, wenn er

dem kalten

Zwang von

Zweck und

Vernunft
entfliehen

will. Hier
nun findet
er in dem

schaumigen
Glanz des

Silber-

geräts, wie
es die Phan-
tasie von

Josef Hoff-
mann gestal-
tet, in der

Leichtigkeit,
mit dem dem

Material

——-———

Bank ftir internationalen Zahlungsausgleich.
Als während der Pariser Verhandlungen des youngausschusses

im Frühjahr dies-es Jahres zsum ersten sMLaleder Gedanke der
Schaffung ein-es internationalen Bankinstituts in idie Offentlichkeit
drang, fand ier eine üsberiwiegenidfablehnendieAukfn.a:hme.«Jn kapita-
listischen Kreisen, namentlich seitens der Bank-weih furchteteman
die übermäßig-eKonkurrenz sein-er solchen»Weltbsank«. In politischen
Kreisen, vor allem seitens der Arbeiterschaft, hatte man schwere
Bedenken gegen den Plan, weil man gl-au·bte,·sdusrchih«re·Finanz-
macht könne eine solche Bank politisch cund wirtschaftspolitisch·die

Länder in Abhängigkeit bringen-. Wer nun in· Erinnerung dieser
wochenlangen heftigen Diskussion den« kurzlich ver-osfentlichten
Satzungsentwurf der ,,Ban«ksiir internationalen Zahslungsausglesich,

der aus der fünfwöchigen Arbeit des Organisationsausschuses
in Baden-Baden hervorgegangen ist, prüft«wird zu seiner Beruhi-
gung finden, daß hier kein Mammutinstiitut geschaffen wir-d mit

dem Ziele einer finanziellen Versklavungder»Welt!Der Satzungss
entwurf hält sich klug von- solchen unzeitgemaßenWeltmachtgelusten
fern, wie er andererseits doch weit mehr bedeutet als eine bloße
»Reparationsbank«. Er besteht aus folgenden Abschnitten und

rtsikeln:
·

A

Abschnitt I (Artik1el 1—4) = Name, Sitz und Zweck; Ab-
schnitt 11 (-Ukki.kel5——19)= StasmmkapitalzAbschnittIII (Artikel
20—-26) = Befugnisse ider Bank; Abschnitt IV (Arti-kel 27—45) =

Venwasltung; Abschnitt V (Art-ikel 46—49) = Generalversammlung;
Abschnitt VI (-Artikel 50——54)= Rechenschaftsberichteund Gewinn;
Abschnitt VII (Artikel 55——60)= AllgemeineBestimmungen

« »

Der Aufgabenkreis des neuen Jnstituts,·dasnach Basel in die
nentknhe Schweiz kommen soll, ist streng iumrissen.·Eshat keinerlei

politische Aufgaben, übt keinerlei Itantrollbefugnisseuber Deutsch-
land aus, sondern hat sich nur mit »rein finanziellskommevzsisellem
bankmäßiigenGeschäftenzu befassen. DieBctnkhat als Daueraufgabe,
d. h.-sola.n.ge sie nicht durch Beschlußder Generalversammlungder

Aktionäre auf-gelöstwird, die Zusammenarbeitder»Zentralnotens
danken der beteiligten Länder zu fordern, neue Mioglichikieitenfur
internationale Finanzgeschäste(Forderun»gdes Welthandels) zu

schaffen sund internationale Zahlungsgeschasfteasbziuswsickeln(Art.3:)
Getrennt drin-on obliegt der Bank sals votrubergehendeAufgabe die

Abwicklung dser aus »dem Welt-kriege sich ergebenden Schulden-
zahlungen, zunächst dier Reparatsionen, dann aber später ·«auchder

internationalen Schulden (Art. 4.) Die Recht-e und Pflichten der

des Messings zierlichsteForm und lichter
Glanz abgerungen, in dem Zauber der
Farben, wie sie aus Stoffen, aus Leder
und Stickereien aufleuchten und in
einem Materialgefühl und einer ge-
diegenen Arbeit, die auch vom kleinsten
Gegenstand Freude und Wärme aus-

strahlen läßt, eine Welt aus Schönheit
und innerer Lebendigkeit, die es man-

chem ermöglichen wird, dereinstige
Seltenheiten des Antiquitätenhandels zu
kaufen, solange sie noch den Reiz und
den Preis des Neuen haben.

Ein solches Interesse wird nicht
nur der Wiener Werkstätte Vorteil bringen: wie aber die Kunstimmer gebend ist, so wird dadurch auch eine Anregung gegeben,
dem auch in Deutschland lebendigen Werkstattgedanken, der
das qualitätsvolle Einzelstück sucht und liebt, neue Aufmerk-
samkeit und

.

gesteigertes
Interesse zu
schaffen.

Aus der
Erkenntnis

dieser Situa-
tion erklärt

sich die freu-
dige Auf-
nahme, die
der Wiener

Werkstätte
bei der Er-

öffnungihrer
neuen Aus-

stellungs-
räume in
Berlin be-
reitetwurde.

Zur Zeitgeschichtej-—
Bank in bezug auf die Verwaltung der Rsepsarationen lehnen sich
völlig an die Bestimmungen des ysoungplanes an. Jn den Artikeln
22 sbis 25 sind die der Bank gestatteten bzwk ausdrücklich unter-
sagten Geschäfte im einzelnen aufgeführt. Es ist der Bank u. a.
untersagt, eigenes Geld auszugeben, sie ist also nicht in der Lage,
eine »Weltwährsu.ng«zu schaffen. iSie darf ferner keine Wechsel
akzeptieren und keine Krediite an Regierung-en geben, diese also nicht
»in Abhängigkeit von der Bank bringen, und- iendslichist ishr verboten,
beherrschenden Einfluß auif ein Unternehmen zu gewinnen- Damit
ist die Unabhängigkeit der einzeln-en Volkswirtschaften garantiert.
Die Bank muß im Einverständnis mit »den einzelnen Notenbanken
arbeiten» gegen deren Widerspruch sie in dem betreffenden Lande
keine Geschäfte tätigen darf. Eine weiter-e Sicherung des Einflusses
jedes beteiligten Csanides liegt dar-in, daß die wichtigsten Artikel
zu ihrer Abänderungbesonders qualifizierter Zustimmung bedürfen.

Die Bank ist eine internationale Aktiengesellschaft, an ider auch
die Vier-e-inigten Staaten und Japan beteiligt sind-. Das Kapital be-
trägt 400 Millionen RM. und wird außer von den sieben Gründer-
banken der reparationsbeteiligten Länder auch von anderen Ländern
mit gesicherte-r Galdwährung übernommen werden. Die Gewinn-
verteilung ist genau geregelt. (Art. 53 und 54.) Die ausführenden
Organe der Bank sind: »der Verwaltungsriat von 23 Mitgliedern
mit einem Präsidenten san der Spitze. Dazu treten für die Dauer
der Reparationsregelsung je ein deutschess und französischesZusatz-
mitgliieds. Jnsgesamt zählt demnach der Verwaltungsrat »der Bank
25 Mitglieder. Es sollen jährlich wenigstens ziehn Verwaltungs-
ratssitzungen stattfinden, d. h. also, daß sich dieser ,,fsinanzielle
Völkerbund« wesentlich öfter usm den Itonferenztisch zusammenfisndetals der Gensfer ,-Völkiersbund! Die Aktionäre ver-einigen sich zur
Generalversammlung Private Aktieninhaber können ihr Stimm-
recht nicht selbst ausüben, sondern müssen ses von iden betreffendenNotenbsanken wahrnehmen lass-en. Sie nehmen an der Generalver-
sammlung überhauptnicht teil. Eine sehr bedeutsame Bestimmung,die eine wechselnde Majorisierung der Bank ausschließen und ver-
meiden ssoll,daß z. B. politische Einfluss-e sich in der Generalver-
sammlung geltend machen. Außer-halb der eigentlichen Bankveri
waltung steht der im yosungplan vorgesehen-e Sonderausschuß zur
Prüfung der Reparatiionslage im Falle von Übertragungss oder
Zashlungsschwsierigkeiten Wie jedes Bankunternehmen, so unter-
liegt auch idie J«nternation-ale Bank idem Publizitätszswang,»d. h. sie
veröffentlicht mindestens einen Jahresbericht und M-on.atsaus)weise.
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Ebenso untersteht sie dem Zwang ztur Revision durch unabhängige
Buchprüfer. Für dsie Erledigung etwaiger Streitfragen, zum Bei-

spiel zwischen der Bank und seiner Zentralnotenbank, ist das Aus-

iegungsschiedsigevicht iim Haag zuständig, das seinerzeit auf Grund
des Tondoner Asbkonrmens zur Durchführung des Dawesplanes im
Atugust 1924 geschafer wurde. Der vom Organisationsausschuß
ausgearbeitete Entwurf der Banikstatuten unterliegt der endgültigen
Beschlußfassung Ider noch abzuhaltenden Haager sSchsliußkonferenz

iier wird ferner noch die Gründungssurkunde der Bank sowie der

xt der »von den Reparationsg.lä:ubigerländern mit sihr abzu-
schließendenTreuhsandsverträgezur Beratung kommen.

Der Gedanke, durch organisierte internatisonale Zusammen-
arbeit die Krsedits und sonstigen Entwicblungsschswierigkeiten der

Weltwirtschaft zu erleichtern, isst keine Erfindung der Portug-
Sachiverständigen Er stammt bereits aus den Wirrnsissen der ersten
Nachpkrsiegssjashreund ist dann unter OerischiedsenenFormen immer
wieder asufgietaucht, bis er nun sin »dem oben skizzierten Bankprojekt
seine Verwirklichung erfahren soll! So ist er orgasnsischaus den Be-

dürfnissen unserer Zeit herausgewachsen Die Gründung der neuen

Bank bedeutet somit einen überaus wichtigen Mlacrsksteinauf dem

Wege zur Sanierung und Förderung der Wirtsschaften aller Völker.

Auch in dem begrenzten Rahmen swiird das- Jnstitut reiche und wirk-

same Mögbichbeiten haben, die Spannungen cinnerhalb der Wirt-

schaftsbezieshungen der Nationen auf währuingsi und krseditpolsis
tischsem Gebiet abzumildern, den Konjunktur-able günstig zu- be-

einflussen rößere Sicherheit und Ausgeglsichenheitin das rwelts

wirtschaftli e Geschehen zu bringen. Auch dsie Entwicklung des Re-

paratiosnspvobliems, das auch mit Durchführung des youngplanes
bestehen bleiben wird, ver-mag die neue Bank günstig und so vFrsständig zu beeinflussen und es endgültig der politischen Atmosphre

- entziehen. Ob sie die auf sie gesetzten Erwartungen erfüllt, .o·bfilesich zu einem tragenden Faktor der weltwciirtschaftlichen Entwick-

lung ausgestsalten wird, das ihängt allerdings nicht so sehr vom Buch-
staben der Satzung ab, als viebmehr vom Geiste der Männer, die die

Verwaltung zu führen haben-l
"

». Wiederaufnahme
.

. der rusflschsenglischenBeziehungen.
Die diplomatischen Beziehungen zwischenEngland und »der

Sowjetunion wurden bekanntlich im ommer 1927 infolge eines

Zwischenfalls mit der sowjetrussischen Handelsvertretung in

London abgebrochen, und die konservative Regierung Baldwin

konnte sich in der Folgezeit nicht entschließen,eine Änderung dieses
Zustandes herbeizuführen. Sobald die LaboursRegierung MacDonalds

ans Ruder kam, war vorauszusehen, daß in dieser Beziehung eine

Änderung des englischen Standpunkts eintreten würde. Abgesehen
von dem Drängen gewisser industrieller Kreise in England, die von

der Wiederaufnahme der Beziehungen zu Rußland eine Belebung
des Exports erwarteten, war auf den Willen der regierenden
ParteiRücksicht zu nehmen, deren linker Flügel sowjetfreundlich ist
und eine in dieser Frage ablehnende Haltung gerade der Arbeiter-

regierung nicht für tragbar hielt. Infolgedessen waren seit dem
Sommer-d. J. von der Sowjetregierung natürlich eifrig unterstützte
Bemühungen im Gange, die diplomatischen Beziehungen wieder

aufzunehmen. Die zunächst im Juli zwischen Henderson und dem

Sowjetbotschafter Dowgalewski eingeleiteten Besprechungen hatten
allerdings keinen Erfolg, weil die Sowjetregierung darauf bestand,
daß zunächsteinmal die beiderseitigen Botschafter ernannt und ein-

gesetzt werden und alle zwischen den Regierungen noch schwebenden
Verhandlungspunkte später ihre Regelung finden sollten. Da die

englische Regierung hierauf nicht eingehen konnte, weil sie nach
den dem Parlament abgegebenen Erklärungen zunächst dessen Zu-
stimmung abwarten mußte, reiste damals Dowgalewski unverrichteter
Dinge von London ab. Die im Herbst d. J. erneut aufgenommenen
Verhandlungen haben dann aber zu dem russisch-englischen Ab-
kommen vom Z. Oktober d. J. geführt, das inzwischen auch die

Ratifikation des englischen Parlaments gefunden hat. In diesem
Abkommen ist die sofortige Ernennung von beiderseitigen Bot-

schaftern vorgesehen. Die Erörterung der Verhandlungsfragen ist
auf ein späteres Datum vertagt. Jnsofern also hat in dem Streit
der Meinungen die Sowjetregierung einen Sieg davongetragen
Der Sieg ist aber nicht ungeteilt. Die englische Seite kann für
sich verbuchen, daß Rußland sich damit einverstandenerklärt hat,
den Artikel 16.des alten Vertragsentwurfs von 1924 — der bisher
nicht in Kraft getreten ist — sofort wirksam zu machen. Dieser
Artikel betrifft die Propaganda. Er verpflichtet die Regierungen,
von Einmischungen in die inneren Verhältnisse des anderen Staates

abzusehen, und macht die Sowjetregierung in dieser Beziehung ver-

antwortlich für alle Handlungen von Organen, die ,,direkt oder
indirekt unter ihrer Leitung stehen«-. Die letzten Erklärungen der

englischen Regierung im Parlament lassen keinen Zweifel darüber,
daß die englische Regierung diesen Passus so auffaßt, daß die

Sowjetunion die Verpflichtung der Richteinmischung in englische
Verhältnisse nicht nur für ihre amtlichen Organe, sondern auch für
die der kommunistischen Jnternationale übernommen hat.
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Zum russischen Botschafter in London ist Sokolnikoff, der

frühere Finanzkommissar, zum englischen Botschafter in Moskau
Sir Owey ernannt, die beide in kürzester Zeit ihre Posten über-
nehmen dürften.

Zur ehrenden Erinnerung
an den Reichaausenminifler Stresemann

hat die Preußische GrößeStaatsmünze Medaillen in der
eines Fünfmarkstückes nach dem Entwurf des Bildhauers Osksar
Gloekler geprägt. Die Ausführung kostet in Bronze Z M., in

Silber 6 M. und in Gold 100 M. Eine weitere Ausführung in
Gold erfolgte in der Größe des früheren Zwanzsigmarkstückesund

kostet 25 »M. Bestellung-en sind zu richten an die Zentralwerbestelle
deutscher Gedenkmänzen Berlin RIW 7, Unter den Linden 59.

10 Jahre pwviuz Ohr-schienen
Am s. November 1919 wurde das ,,Gesetz betreffend die Er-

richtung einer Provinz Oberschlesien vom 14.- Oktober 1919« in
der preußischenGesetzsammlung veröffentlicht, und an diesem Tage
nahm die provinzielle Selbständigkeit Oberschlesiens ihren Anfang.
Zehn-Jahre sind seitdem verflossen,sund diese zehn Jahre umfassen
für Oberschlesienund seine Bevölkerung die schwersten und politisch
wechselvollsten Ereignisse, die einem deutschen Landesteil in neuerer

Zeit auferlegt worden sind. Das rührige Presse-, Statistische und

Verkehrsamt der Oberschlesischen Provinzialverwaltung hat die

zehnte Wiederkehr des Jahrestages der Errichtung einer selb-
ständigen Provinz Oberschlesien zur Herausgabe eines umfang-
reichen Sonderheftes der Wochenschrift »Die Provinz Oberschlesien«
benutzt, das schön ausgestattet, übersichtlich geordnet, mit Bild und

Anschauungsmaterial und Beiträgen führender Männer Kunde
davon gibt, wie das neue Oberschlesien geworden ist. Das Heft
enthält Geleitworte des preußischen Ministerpräsidenten Braun,
des preußischen Jnnenministers Grzesinski, des Oberpräsidenten
Dr. Lukaschek, des früheren OberpräsidentenDr. Proske, des Landes-

hauptmanns Dr. Piontek, des Provinziallandtagsvorsitzenden Graf
Praschma sowie Aufsätze unter anderem von Prälat Ulitzka, Reichs-
tagsabgeordneten Ehrhardt, Generalleutnant a. D. Hoefer. Es

bringt eine Fülle des Jnteressanten, ist für die Geschichte Ober-
schlesiens von größter Bedeutung und legt Zeugnis ab von dem

ungebrochenen Tebenswillen und der Tatkraft dieser jüngsten
preußischen Provinz.

Die provinzielle Verselbständigung Oberschlesiens vollzog sich
in drei Etappen. Zunächst wurde bald nach Inkrafttreten des Ge-

setzes der Reichstagsabgeordnete Justizrat Bitter zum kommissas
rischen Oberpräsidenten ernannt. Indessen konnte mit der Aufbau-
arbeit der Staatsverwaltung erst nach der endgültigen Entscheidung
über Oberschlesiens staatspolitisches Schicksal begonnen werden.
Am 9. Juli 1922 ging die Regierungsgewalt von der Jnteralliierten
Kommission in Oppeln auf Oberpräsident und Bezirksregierung
wieder zurück, und damit begann die zweite Etappe. Der Regie-
rungspräsident in Marienwerder, Dr. Proske, wurde zum Ober-

präsidenten ernannt und löste den kommissarischen Oberpräsidenten
ab. Dr. Proske schuf im Verein mit allen in«Betracht kommen-den
politischen, kommunalen, wirtschaftlichen und kulturellen Vertretern
Oberschlesiens ein systematisches, eingehend ausgearbeitetes Pro-
gramm für den Wiederaufbau und Neuaufbau Oberfchlesi-ens, das

sogenannte oberschlesische Programm, und leitete die Aufbauarbeit
der örtlichen Staatsverwaltung, die sich durch die Stichworte innere

Befriedung des Landes, wirtschaftlichen Aufbau, kulturelle Ent-
wicklung, Wohnungsbau, Minderheitenschutz charakterisieren läßt.
Eine Arbeit, in der er nach sechsjährigerTätigkeit durch den gegen-
wärtigen Oberpräsidenten Dr. Lukaschek abgelöst wurde.

Mit der Errichtung der kommunalen Selbstverwaltung der

Provinzialverwaltung in Ratibor konnte erst im August 1924 be-

gonnen werden. Jn diesem Jahre wurde Oberbürgermeister
Piontek, Ratibor, vom Provinziallandtag zum Tandeshauptmann
gewählt, und damit begann die dritte Etappe. Die ersten Jahre



Ver Heimatdiensi »

—

waren erfüllt von der Abwehr der Bestrebungenaus, Wieder-

beseitigung der provinziellen Selbständigkeit Oberschlesiensund
dem Kampf um die einer Provinz zukommendeneigenen Einrich-

tungen und Zuständigkeiten sowie mit· der erforderlichenAus-

einandersetzung mit der Schwesterprovinz Niederschlesien. Jn
mühevoller Arbeit und trotz vieler Erschwerungen ist in der ver-
hältnismäßig kurzen Zeitspanne von fünf Jahren wertvolle positive
Arbeit geleistet, und der Aufbau der Provinzialverwaltung kann

heute als größtenteils beendet angesprochenwerden. Die ober-

schlesischen Forderungen, die noch der Erfüllung ·harren,sind: ldas
Oberlandesgericht und das Landeskulturamt, die Landesversiches
rungsanftalt und das Landesarbeitsamt

.
» .

Wenn man heute einen Rückblick auf die zehn Jahre Provinz
Oberschlesien wirft, dann muß man feststellen, daß die großeMehr-
heit des obserschlesischenVolkes von der damals gefundenenLosung
eine selbständigeProvinz Oberschlesienzu schaffen,befriedigt ist
und daß sich die Richtigkeit dieser Tosung voll erwiesenhat. Die

Arbeit der Provinz wird mit voller Aufmerksamkeitverfolgt, und

nirgends in Preußen bedeutet der Begriff Provinzialverwaltungso-
viel im Bewußtsein der Bevölkerung wie in Oberschlesien. »Das
oberschslesischeVolk steht fest zur· Provinz, fest zum Freistaat
Preußen und fest zum Deutschen Reich.

· «

Landrat Dr. Schmidt, Ratibor.

FrankreichsRüstungen zu Lande und zur See.
Der frühere französischeKriegsminister Painlevå hat ·beieiner

Veranstaltung des Verbandes der Vereinigung zur körperlichenEr-
tüchtigung und militärischen Vorbereitung der Jugend. in der Pariser
Universität eine Rede gehalten, die Aufmerksamkeit in Deutschland
verdient. Der Minister pries die von ihm in den letzten Jahren
durchgeführte Reorganisation der französischen Armee als eine

große demokratische Reform von hohem wirtschaftlichen und so-
zialen Nutzen und bezeichnete sie als eine eklatante Beteuerung des

Friedenswillens Frankreichs. Damit hat er eine These wiederholt,
die von französischerSeite bei den Abrüstungsverhandlungen
immer wieder verfochten wird, die aber im Widerspruch mit den

Tatsachen steht. Die weiteren Darlegungen von Painlevö beweisen
das selbst recht deutlich, und nicht zuletzt deswegen ist die Rede

Painlevös für uns von Interesse. Der Minister führt nämlich
weiter aus, wenn Frankreich gezwungen sein würde, zu mobili-

sieren, dann würde das neue französischeHeer durch Zahl und Aus-

rüftung ein mächtiges Offensivwerkzeug sein. Er betont ferner,
daß der gegenwärtige französiischeMobilisierungsplan keineswegs
schwerfällig, sondern sehr beweglichfei. Eine seiner wesentlichsten
Bestimmungen sei die Möglichkeit, ohne Msobilmachung durch«in-

dividuelle Einberufung einen Teil oder die gesamten verfügbaren
Reserven, d. h. die ersten Reserveklassen zu den Fahnen zu rufen.
Die Einberufung würde weniger als drei Tage Zeit in Anspruch
nehmen. Die Mobilisierung werde aso künftig rascher vonstatten

ehen als· im Jahre 1914. Schließlich sprach Painlesves noch als feine
Ziberzeugungaus, daß die in manchen französischenKreisen immer

wieder diskutierte Hypothese von der Gefährlichkeit eines plötzlichen
Angriffes durch das deutsche Hunderttausend-Mann-Heer völlig
falsch sei, daß ein solcherAngriff vielmehr für dieses kleine Heer
eine Katastrophe bedeuten würde.

Diese Äußerungen Painleves, die man beinahe Geständnisse
nennen möchte, verdienen wirklich unsere Aufmerksamkeit. Sie

widerlegen am besten die französischerseits immer wiederholte
These, daß die französischenRüstungen nur defensiven, d. h. fried-
lichen Charakter hätten. Sie widerlegen auch die These, daß Frank-
reich mit seiner Heeresreorganisation einen großen Schritt zur Ab-

rüstung vorwärts getan habe, und sie widerlegen schließlich-die
ewigen Deklamationen von Frankreichs·angebl·ichhcdkdhiek Sicher-
heit Denn der französischeKriegzminister gesteht in seiner Rede,

daß die französischeArmee nach der Reorganisation »durch Zahl
und Ausrüstung ein mächtiges Offensivwerkzeug sei«, und dieses
mächtigeOffenfivwerkzeug kann·schon in wenigerals drei Tagen,
ohne daß überhaupt die Mobilisierung erklart wird, schlagfertig
vgemachtwerdenl Die Schlagfertigkeit einer Armee für den Kriegs-
fall beruht ja bekanntlich in erster Linie auf der raschen«Mobil-
mqchung. Welche Rolle dieser Faktor im Jahre 1914 gespielt hat,

ist bekannt, war doch der ganze deutscheFeldzugsplan auf die über-
legene Schnelligkeit der deutschen Mobilmachung gegenüberder russi-
schen eingestellt. Man hat diese Tatsache von ceiten unserer
früheren Kriegsgegner besonders eifrig dahin kommentiert, daß die-

kasche deutsche Mobilmachung,die übrigens nicht drei, sanderixschi
Tage in Anspruch nahm- ern-en Beweis für die Uggkessivitatder

deutschen Politik darstelle. Nun gibt uns szxevz bekannt, daß
die französischeHeereskespkm die Mobilisierungnoch wesentlich
schneller zU Vollziehm gkstatkTals das 1914 bei irgendeinem der

Kriegfühkendcn der Fall gewesen ist.· Trotzdem schreibt er der

französischen.JITcneedefensiven Charakter zu und nennt sie eine

Mamm- Zeteuerungdes Friedenswillens Frankreichsl Schließlich
III »Ich auf Painlevös Bemerkung über das deutsche Hundert-

tausendcknaaneek hingewiesen werden. Er gibt nur der Wahr-

heit die Ehre, wenn er betont, daß dieses Heer zu einem Angriff

auf.»Frankreichvöllig unfähig sein würde. Er hätte diese Tatsache
noch etwas stärker unterstreichen können, wenn er auf die Unter-
schiede der Bewaffnung, die zwischen dem deutschen und französischen
Heer bestehen, hingewiesen hätte, denn bekanntlich verfügt die
deutsche Armee über keinerlei moderne Kampfmittel, weder

schwere Geschütze, noch Tanks, noch Flugzeuge. Jedenfalls geht
aus PainlesviåsBemerkung hervor, daß auch der französischeKriegs-
minister davon überzeugt ist, daß Frankreichs Sicherheit durch den

deutschen Riistungsstand in keiner Weise bedroht werden kann. Jm
weiteren Verlauf der Abrüstungsverhandlungendes Völkerbundes,
bei denen man von französischerSeite seit vielen Jahren mit dem
Hinweis auf Frankreichs angeblich bedrohte Sicherheit jeden Be-
ginn einer wirklichen Abrüstung verhindert hat, wird man sich der

GeständnissePainlevås erinnern müssen.
Eine treffliche Illustration zur Rede des französischenKriegs-

ministers bilden einige Meldungen der französischenPresse aus der

letzten Zeit. Zum Unterschied von Deutschland vollziehen sich die Be-

willigungen für Heer und Marine in Frankreich ja mit möglichst
geringem Aufsehen. Wenn dort die Ausgaben für Heer und Marine
diskutiert oder bewilligt werden, liest man es in dem größten Teil
der Presse wie auf Verabredung an einer ganz unbeachteten Stelle.
Besonders gilt das für die Rüstungen zur See, die dadurch der Be-

achtung des Auslandes in hohem Maße entzogen werden, So

erfuhr man nur durch kleine an versteckter Stelle gebrachte Notizen,
was Frankreich in diesem Jahre an Flottenneubauten auf Stapel
zu legen gedenkt. Das Programm für das Jahr 1930 beträgt nicht
weniger als 4800012 an Neubauten, und zwar wird man einen
Kreuzer von 10000 t, sechs Torpedobootzerstörer von größerer
Tonnage als die früher gebauten, sechs Unterseeboote erster Klasse,
ein Unterseeboot mit Minenlegervorrichtung, einen Minenleger,
zwei Avisos für die Verwendung in fernen Gewässern und ein

Aviso zum Auslegen von Netzen erbauen. Die Kosten für diese
Schiffe, die bis 1954 alle fertiggestellt sein sollen, find mit
1267 000 000 Frank, d.h. also beinahe 200 000 000 Mark vorgesehen.
Die genannten 48 ooo t bleiben übrigens unter den durch das

Flottenbaugesetz vom Jahre 1920 vorgesehenen jährlichen Bau-

leistungen, die 53 400 t betragen. Nach einer weiteren Notiz
wurde am Is. November d. J. in Brest ein Unterseeboot vom

Stapel gelassen, das mit 5256t Wasserverdrängung auf dem

Wasser und mit 4304 t im Tauchzustande bei 110 m Länge
und 9 m· Breite das größte Unterseeboot der Welt ist. Am
14. November d. J. hat der französischeMarineminister Leygues
die Grundsteinlegung der neuen Marineschsule in Brest vollzogen,
die 360 Offizieranwärtern Raum bietet, und wenn man den aus-

führlichen Beschreibungen dieses Gebäudes in der französischen
Presse glauben darf, ein höchst modernes, architektonisch groß-
artiges und sehr umfangreiches Jnstitut sein wird.

Diese wenigen Notizen aus einem Zeitraum von knapp einer
Woche zeigen wieder einmal, wie systematisch und zielbewußt
Frankreichs Rüstungen zur See sind. Man darf einige Vergleiche
aus dem Friedensvertrag von Versailles über die deutschen ,

Rüstungen zur See daneben halten. Nach Artikel 181 des Ver-

sailler Vertrages sind Deutschland außer sechs veralteten Schlacht-
schiffen sechs Kleine Kreuzer, zwölf Zerstörer und zwölf Torpedo-
boote gestattet, wobei im Artikel 190 des Vertrages für die»
Kleinen Kreuzer eine Größe von 6000 t, für die Zerstörer 800t"·"
und für die Torpedoboote 200t vorgesehen sind. Das ergibt an

Kreuzern, Zerstörern und Torpedobooten eine Tonnage von genau
42 ooo t. Das Bauprogramm der französischenMarine beträgt für
ein Jahr 53 4oot und 1950 »nur« 48 oootl Das neueste fran-
zösischeUnterseeboot hat im getauchten Zustand beinahe das Deplas
cement der Hälfte der zwölf Deutschland zustehenden Torpedo-
bootszerstörer und eine stärkere Armierung als einer von ihnen.
Man muß, wenn man die bescheidenen Notizen über die umfang-
reichen französischenRüstungen zur See liest, immer wieder auf
die diesbezüglichenBestimmungen des Versailler Vertrages hin-
weisen. Da in der Einleitung u Teil 5 des Friedensvertrages
über die deutsche Entwaffnung steht,»um die Einleitung einer all-

gemeinen Rüstungsbeschränkung aller Nationen zu ermöglichen-
verpflichtet sich Deutschland, die im folgenden nieder-gelegten
Rüstungsbestimmungen über das Tandheer, die Seenxgchiund·die
Luftfahrt genau innezuhalten«-haben wir aaen Grund, immer

wiede Angesichts
der Rüsiüiigenunserer Nachbarn darauf hin-

zFWeIspMPS bki ihnen bisher noch nicht der geringste Anfang mit
OUM Räsiungsbeschränkunggemacht worden, also das im Vertrag
von Versailles feierlich gegebene Versprechen unausgeführt ge-
blieben ist. Wann wird endlich ein Beginn mit dem Ausgleich des

auf die Dauer unerträglichen Rüstungsunterschiedes zwischen
Deutschland und seinem Nachbarn gemacht werden?

Beginn der Saarverhaudlungeu.
Am 21. November haben in Paris die Saarverhandlungen

zwischen Deutschland und Frankreich in der Weise begonnen, daß
die deutsche Delegation unter Führung des früheren Staatsxjkretarsv. S ims on mit der vom Minister für öffentliche

»

rbeiten

Pernot geleiteten französischen Delegation im Gebäude des

W?
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IAußenministeriumszu einer Sitzung zusammentrat. Beide Dele-
gationsführer zeichneten die Aufgabe der Verhandlungen, wie sie
von ihren Regierungen aufgefaßt wird, und sprachen den Wunsch
aus, zu einer Verständigung zu gelangen. Man erörterte dann die

zu wählende Arbeitsmethode und beschloß, drei Saaraus-

s chüs s e zu bilden, einen für die Gruben, einen für Handels- und

Zollpolitik und einen dritten für die juristischen Fragen.
Jn dem deutsch-französischenNotenwechsel über die Saarver-

handlungen war deren Aufgabe dahin gekennzeichnet, daß unter

Vorbehalt der politischen Rechte der Saarbevölkerung die mit dieser
Frage zusammenhängendenEinzelheiten erörtert und, soweit irgend
möglich, in einem Zuge zu Ende geführt werden sollten.

Zweck der Verhandlungen ist, das politische Statut des Saat-

gebiets, das ursprünglich im Jahre 1935 durch eine Volksabstims ,

mung geregelt werden sollte, schon jetzt endgültig festzusetzen, und

zwar das Gebiet dem Deutschen Reich wieder einzuverleiben, da
alle Teile davon überzeugt sind, daß eine Volksabstimmung unter
allen Umständen eine überwältigende Mehrheit für die Rückkehr
zum Reich ergeben würde. Alle übrigen zur Saarverhandlung
stehenden Programmpunkte sind nur die Folge dieses Hauptzieles.
Das Saarproblem ist daher in seiner Einheit nicht wirtschaftlich,

sondernpolitisch zu werten, und man ist sich darüber klar, daß die -

etzigen Verhandlungen lange dauern und schwierig sein werden,
um, wie Herr Briand sich in seiner letzten großen Rede ausdrückte,
die Saarfrage endgültig zu lösen. Heide.

Neue Wohlfahrtsbriefmarkeii.
Die Reichspostverwaltung gibt auch in diesem Jahre Wohl-

fahrtsbriefmarken heraus; sie zeigen in mehrfarbiger Ausführung,
die in den vorangegangenen Jahren durchgeführte Reihe ab-

,,Von Spa nach Weimar.« Unter diesem Titel hat S ch ultze -

-

Pfaelzer im Verlag Grethlein Fx Co., Leipzig, ein umfang-
reiches, llustriertes Werk erscheinen lassen, über das er sich nach-
folgend selber äußert:

Die Grenzen zwischen Geschichte und Politik, zwischen öffent-
licher Vergangenheit und öffentlicher Aktualität sind niemals durch
eine endgültige Barriere zu ziehen. Ob die letzte deutsche Zeiten-
wende von 1918JII schon historisch geworden, schon in die durch-
sichtige Kühle des Gewesenen entrückt ist, hängt von dem Zweck-
willen des Urteilenden ab. Der Polemiker wird nein sagen, der
gestaltsuchende Betrachter ein Ja sprechen.

Wir wissen über die Zeit zwischen dem deutschen November-
Zusammenbruch und dem Ausbau von Weimar eher zuviel als zu-
wenig. Die Quellen, Tatsachenberichte, Erinnerungen und Be-
kenntnisse strömen überreichlich. Die Moosdecke der Tegende hat
sie sogar schon überwallt. Die Wucherpflanzen der Agitation sind
üppig hochgeschossen. Revolutionäre Übergangszeit wird von den

Menschen der neuen Epoche, den Überlebenden und den Nachgewachs
senen heftig umstritten. Haß und Versöhnung, Enttäuschung und
Hoffnung ringen um die Macht über die Gemüter. Dennoch: wer

die Wirklichkeit von damals und ihre Strahlungen ins Heute suchen
will, wird sie finden. Der gutwillige Vorsatz bringt bereits Ge-
winn. Man sieht hinaus über die Klischeebilder der Parteifibeln,
die gewiß tagespolitisch unvermeidlich sind, aber nicht jede andere
Sicht verschatten sollen.

Nun muß ich vom Grundsätzlichenins Persönliche hinabsteigen
und mich als den Verfasser eines Buches vorstellen, das sich die

geschichtsschreibendeErforschung unserer Schicksalskrise zwischen
Kaiserreich und demokratischer Republik zum Ziel gesetzt hat. Der
schkweren selbstgesetzlichen Dramatik dieses Geschehens wollte ich
keinerlei subjektive Gewalt antun, sondern ich wollte auf Grund
meines unabhängigen Studiums der Dokumente erzählen, wie es

wirklich war.

Neugxdjngs ist«es Mode geworden, daß sich die Publizisten
selbst über Sinn und Ekgkhnisihrer neuen Schriften äußern. Aber
nicht deshalb ergreife ich hier das« Wert Die Selbstanzeige des

Autors rechtfertigt sich nur in wenigen seltenesi-Fällen«Es dan

ls:ilchnicht um seine »eigene Sache« handeln, sondern um« EIIT ow-
em,

nehmens»liegt. Man soll es einen Zufall nennen, daß ich der
zeitlich erste gewesen bin, der ein zusammenfas endes Geschichts-
werk über die deutsche Revolution von 1918;19versucht hat.
Ebensoguthätte ein anderer mit seinem Versuch zuerst vor die
Offentlichkeittreten können. Dutzende, vielleicht Hunderte von

zünftigen und nichtzünftigen Geschichtsschreibern werden diesen
wildbewegtenAbschnitt unseres volklischen und staatlichen Weges
mit der darstellenden Feder nachziehen. Und sie werden immer ge-
nauer Bescheid wissen und immer sicherer in den Abmessungen der
historischen Triebkräfte jener Tage und der sie begleitenden Epi-

ios

-

Biick in dieBiichek

das jenseits seines individuellen schriftsteaeriscrzen Unter-· -

schließend, die Länderwappen von Bremen, Lippe, Tübech Mecklens

burgsStrelitz und Schauniburg-Tippe. Der Wohlfahrtsaufschlag ist
geringer, als er es bisher war, er beträgt nur wenige Pfennige, so
—daßjedermann in der Lage sein dürfte, von diesen Wohlfahrts-

briefmarken Gebrauch
zu machen. Dies darf
um so mehr erwartet

werden, als der Er-

trag in vollem Um-
fange zur Kräftigung
der Jugend verwandt

werdenwird,vdrallem
zurErholungsfiirsorge
für Kleinkinder und
deren Mütter.

Berichtigung: Jm 2. Novemberheft auf Seite 387 ist ein

Übersetzungsfehlerunterlaufen. Die Unterschrift unter dem englischen
Plakat ,,the new vot-eru ist nicht zu übersetzen«Der neue Wahl-
reim«, sondern »Der neue Wähler«.

soden sein. Für mich, den Anfänger, konnte nur ein Experiment
möglich sein. Es galt die zeitgenössischenStacheldrähte rings um

Ereignisse und Meinungen einzuschmelzen und dann Reliefs zu
formen, für die noch kein Muster da war.

. Für mich nehme ich auf Grund meiner mühsamen Versuchs-
arbeiten nur das eine in Anspruch: Jch kenne allein die Schwierig-
keiten, mit denen diese Arbeit zu ringen hatte, und darum weiß ich
auch, was an diesem Werk notwendigerweise noch unvollkommen
bleiben mußte. Die Widersprüche in den Hundert-en von Quellen-
schriften sind zwar großenteils überwältigt, aber es bleiben für die
Nachfolger noch genug Einzelheiten übrig, die einer vielseitigeren
Ergänzung bedürftig sind. Dennoch wird der Leser dieses Buches
einen Wegweiser durch die Wirrnisse jener Zeit finden, die weder

Zünftige noch interessierte Laien insgesamt überblicken konnten, weil
das Dornengestrüpp der parteiischen Berichte sie hinderte.
»Von Spa nach Weimar«, von der Militärmonarchie über den

Versuch monarchischer Demokratie zur demokratischen Republik;
von Hindenburg zu Ebert, von

TudÆorffzu Uoske, von »Kiel
bis Kapp«. Die Geschichte rast im alopp und bricht dann aus

dem abgekürzten Tempo immer wieder zu Attarken der großen
gegnerischen Zeitmächte vor, bis endlich die vernunftvolle Vater-

landsparole »Keine Abenteuer« sichvdurchsetzt. Dieses Wort hat
Reichspräsident »von Hindenburg dem Buche mit auf seinen Weg
gegeben. Es kann als Motto über einer Zwischenepoche stehen, die
uns nur deshalb allerschlimmste Not ersparte, weil die politischen
Abenteurer niedergehalten wurden. Schultzespfaelzer.

Hermann Onckent Nach zehn Jahren. Versailles — An-

sprache im Rundfunk 28. Oktober 1929 und Rede bei der
V erf a ssun g s f eier der Berliner Hochschulen 27. Juli l929s
Berlin, Zentralverlag 29. Preis: 1,80 RM. 45 S.

Die beiden höchstbedeutsamenReden, die der Berliner Historiker
Hermann Oncken zur zehnjährigen Wiederkehr der Tage von Ver-.

sailles und Weimar gehalten hat, liegen als beachtendes Buchwerk
in hervorragender typographischer Ausstattung vor. Jn seiner
ersten Rede entwirft Oncken in klaren, knappen Umrissen ein Bild

dessen,,was uns vor einem Dezennium Versailles brachte und vor

welche Aufgaben uns das Friedensdiktat stellte. Seine Verfassungs-
xsde bildet dazu die wirksame Ergänzung. Sie ist eine der schönsten
Und tiefska Reden, die je in Deutschland am Verfassungstag,ge-

kzalten wurden szxj der hohen Warte der reinen Wissenschaftaus,

durchstrzmt von der Liebe Und der Herzensglut des für sein Tand

und Volk atmenden und schaffende: MeEschensHat der große Ge·

lehrte mit» diesen beiden Reden ein lebendig-ZVIIIunserer Sorgen
und Nöte, aber auch unserer Hoffnungen und ieIPariYngknUn«
serer inneren Kräfte und Reichtümer gegeben. Die

"·

vIIlwgeLdeBuchausgabe wird das in ihr zusammengefaßte wertvolle OF
dankengut in weite Volkskreise tragen. Vor allem dürfte sie auch
für den Schulunterricht Bedeutung gewinnen. O
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Geschästliehe Mitteilungen.
Nach sonnigen Gestaden und heiligen Ländern. Während die Hamburg-Süd

durch ihre modernen Motorschisfe in den letzten beiden Jahren je vier Mittelmeerreisen
ausführen ließ, die sich bester Beteiligung erfreuten, mußte sie sieh infolge der starken
Nachfrage nunmehr entschließen, ihren Fahrplan im kommenden Jahre auf insgesamt
sechs Mittelmeerreisen zu erweitern, die folgendermaßen beabsichtigt sind:
l- von Hamburg am 22. März über Lissabon, Csdiz (Seviila),«.Msiaga, (Granada),

Ceuta, (Tetuän), Palma de Mallorca, Palermo, Neapel, am 8. April an Genua. —

Mindestfahrpreis AM. 240,—»
L. Von Genua am 13. April über Neapel, Tunis, Malta, Konstantinopel, Phalcsrom

Athen), Corfu, Cattaro, am Zo. April in Venedig — Mindestfahrpreis AM. 280,—.
Z. . Von Venedig am 4. Mai über Cattaro, Corfu, Beirut, (Syrien), Haifa (Valiistina),

Port Said (Agppten), Neapel, am 26. Mai an Genua. — Mindesifahrpreis RM.280,-—.
4. Von Genua am 4. Juni über Palma de Mallorca, Lunis-, Tripolis, Malta, Corfu,

Cattaro, Nagasa, am 18. Juni an Venedig. —- Mindestfahrpreis AM. 240,—.
F. Von Venedig am 2. Juli über Corfu, Phaleron (Athen), Konstantinopel, Malta,

Tunis, Palermo, Neapel, am 19. Juli an Genua. —- Mindestfahrpreis AM. 280,—.
ö. Von Genua am 22. Juli über Bareelona, Palma de Mallorca, Ceuta, Tetuüty

Mittag-V (Granada), Eudiz, (Sevilla), Lissabon, am ö. August in Hamburg. —

Mindestfahrpreis AM. 240,-—.
Die Deutsche Beamten-Buchhandlung, in Berlin sw 68, Neuenburger

Straße 8, legt der heutigen Nummer ein sehr umfangreiches Bücherangebot bei, das wir
der besonderen Beachtung unserer Leser empfehlen. Bücher sind ja immer die schönsten

Weihnachtsgexchenkeund sicher werden auch zahlreiche unserer Leser mit besonderer
Freude von em Angebot der Deutschen Beamten-Buchhandlung Gebrauch machen.

Das Weihnachtsfest naht. Wir kommen wieder in die Zeit der langen Herbst-
und Winterabende. Gibt es da etwas Schöneres, als abends im Kreise seiner An-

gehörigen guter Musik zu lauschen? Nicht immer, man könnte fast sagen sehr häufig,

lind
die Programme, welche die Rundfuntgesellschaften Jhnen übermittein, mit Jhren

eweiligen Wünschen
in Einklang zu bringen. Mancher trockene Vortrag interessiert

Sie nicht, und S e haben das Bedürfnis, Gesang, klassische, U11terhaitungs- und Tanz-
musik zu hören, und dieses zu einer Zeit, die J h n en passend ist. Die Sprechmaschinen-
fabrik ,,Edelton", Berlin N ös, Lynarstrasze Flö, hat an der Verbesserun ihrer seit vielen

Jahren bewährten»Edelton«-Sprechmaschine rastlos weiter-gearbeitet un ein Fabritat ge-
schaffen das an Güte und Klangsrhönheit von teuersten Apparaten nicht übertroffen wird.

leisniqrqqin
slqoasr
i Eiss«
Fabrik

» cffeireueWie ergab-

seiit Eiche geb-, crdüe 45 cm breit« 45 cm tief, ss ern hoch.

Für die 2 Mark «-
Woche zahiung
Preis 78 M., ab Fabrik ohne Zwischenhandel, daher er-

heblich billiger ais selbst bei sofortiger Kasse im Laden

ohne Anzahlung
Also —- erst prüfen, dann zahlen

im Ceiiihl meiner hohen Leistungsfähigkeit
Rückseniiungsreehtinnerhalb 8 Tagen

Jetzt in s Tagen tiefer-bar

Palaste qaailisisarisliIssies iioppoltuterrehaseiswsrlr.fortnimmt-voi-
lisohsterloiieatiung,iilo auch til-roh ist-erste Apparatealt-in iilisriroiisa nickt

schallglaiiegerne-sure ohneinzaiilunq
Lea Heinrich. Spreehsnaschineniskabriic

«"Beriin N 65, Lynarstralze 5J6. Hansa 7609 unci 7610.

Prospekt 119 Its-ils III-II Its-also

cs Abt nein smdneres Weinnumtsuesmenn als
unsere crsllrlnss »Mein-n«ispremtnnscnlne

NO

sSN

FAHRDREIS VON

RM240 AN
Reise 1 22 NARZs a Apnir
REISE II 18. Apmis aoApRsL
PEsSE u i MAi — 20.NAs
REISEJv 4. JuNs — ieJuNt
REISE v g. Juu -1oJuu
REISE vi. 22 Juu — dAueusf

KOSTENLOSS
nAUSKUNPT UND DRUCKSACHEN DURCH DIE

WSUIC - SUDMSIIKÄN lscHS
IMPFSOHIFFFAHMS · ASSSUSOW

HANSURG S · HOLZSRUCKE 8

Wir vermieten

1s’X2--2’X2Zimmer-

wohnungen

Berlin-Reiniekendorf

Pankower Allee

Auskunft-

Vermieiungsbiiro tier Deutschen

Gesellschaft zur Förderung ries

Wohnungshaues, Semeinniiizige

Aktien-lies»Berlin-schöneberg,
innsbruoker siraiie Zi
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VI

v

»

Der Heimaidienst

Ein umfangreicher Prospekt
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l 122 FahreBrief«-ersten
vieler Länder. mit sama-, Deutsch-süd-
westairjlra, Togo und Preussn, Thurn
und Taxis, sachsen tilr nur Ps- RU.
und Nachwme Al u·Preisliste aris.
cis-esse ös, Auerbach- essen-

elt Jahren entstehen in unserem Zeichen-Messer
täglich Zahlenbilder, durch die versucht wird, die
toten Zahlenfriedhöfe der statistiken lebendig und filr

das praktische Leben nutzbar zu machen.

Diesen mannigfachen Wünschen wollen wir nunmehr Rech· .sllgslkssc.
nung tragen,indemwirab1.Januar1930einekleinezeitschritt ZOFZJSYZOHFJFJHADHOY

«

«:.-’in Kartothekform herausgeben, die das Material, soweit es soo ums-Iso... Ue EsliberdenTag hinaus Bedeutung hat, in handlicherFormbringt. JEJFLHMHJIsie bringt monatlich etwa 30 Karten auf ausgezeichnetem
»schweren Kunstdruckkarton in einfarbiger Ausführung. FJJYFFFIEKFFur jede Bildkarte wird ein Blatt mit erläuterndem Text Haku-· sc-ssk), sog-zu

dazugegeben. Bildlcarte und Textblatt sind perforiert CWESZIZJZHJJFFZFRFund haben die Grööe der Weltpostlcarte 10,5 zu 14,8 cm Insel-ritter- vuk

mit einem 1 cm hohen Rand zur Aufnahme der Einteilung. zigs Fing-, ais am sue-g

JOH. Nic.
DEHLER

cOZURG 14 —

nach Bitten (Westt.). Ein-

Der Preis der Zeitschrift beträgt jährlich RM 20,-· Er FULL-Jkann in 2 Raten entrichtet werden. Bestellungen nur M· ko-.
direkt. Zusendung durch Kreuzband. Einzelheftekosten

» III-TagsEli-l. s,—; einzelne Karten werden nicht abgegeben. : TIERE-« astr.
’

Prei listeDeutscher stehthllalenst . a. s. v. s. »Es-zä-
Iekltu III, set-sause- str. 41 LIMng

Auf keinemwelbnachtstlsch sollten dieweltbeksnnten

Dresdener christstollen
fehlen. In unübertrotkeuer Güte mit Mandeln oder
Rosinen zum Preise von 10.— M. pro stüclc

tret Port-o und Verpackung.

klllllllscllllflil llllll lllilllllillklllMM silllll
DRESDEN, schäterstrase sp-

Rndols Herzog, Will-e Jugend. Thomas Mann, Buddenbrooks. Gustav Immer-, Zorn UthEin Lebensromam Soeben er· Der Verfall einer Familie. Roman.schienen i Roman.
,

OPanc Keller-, Das königl. Semi· - Gans Heinz Eis-ers Der Geister-nartheater — Altenroda (Berg· säh-J-JIZMJLJZHLzslsäuäkådseher. Aus den Papieren desstadtgeschichten) — Grünlein.
Romam

P '

Grafen O.Z Bande in einem Band.
isJioltie Karz, Jtalienlsche Er- H. B. Sei-manchen Lord Relsons iIOttu Ernst, Friede undFreude,zählungem letzte Liede. Roman. Humorist. Plauderelem
EAcfred passender-sen Dorsgenossen. 6 Erzäh« , OWernrr sausen-, Firdusius König-buch. Mitlungen. s Zeichn. von Fr. Flebbe. Halbl.

« -

amtlich in Ganzleinen gebunden, liefern wirVorstehende bitAM. Zo— und gewähren außerdem«
.Zahlungserleichterungdurch Monatsraten

.von AM.Das Bücherpatet ist mit besonderer Sorgfalt ausgewählt, um jedem Geschmack Rechnung zu tra enund um einzelne Bande als
Weihnachtsgexhentverwenden zu können. Samtliche Bande werden so ortgeliefert. Die mit einem «

versehenen ände sind von uns besonders preiswert erworbene, voll-ständig neue Restbestande, von denen z.T. nur ganz geringe Bestände vorhanden sind. Es empfiehltsich daher, Bestellungen bald auszugeben

GilichIVko Z-C0..HUlIlIIIIIWIUILHeiliil814X35,Hkllllmllllak.7
. Ich destelle hiermit bei der Bucht-bis Gustav Weber C co. Berlin s ltstBkstkaschkinsSebastianstraße»das Weihnachtsvüche«kpaeet,11 Bande, km Fratze-. Dei

ganzehzteettrlagäfåitkmegrxtxrtstastzeeZ,——-— ist postsicherheitohalber nachzunehmem Eigentumsrechtvo e . : .

Ort und Adresse:

llllll lllklilliilllPlllllllllilclll

quillWIMIIIWL

Welnut frimborm
spartIlssskhslllflsckada Rheine-sahn

i ht vertreten, über-trage ich noch

Hängzghålegrenden ver-kaut meiner Mart-en
und erbitte Antrage.-------------------------------------------

-

--------
«

Name und Stand:
..................................................... ..

til

DasWeachtgsbcichekllkel



Nur Zivil-und staatsheamten

liefern wir seit 1884 direkt ab unser. Fabrik

oder-heilen
Unter-betten, Dis-nequ
und Kissen, Semester-I
und ssunen

streng diskret, gegen 9 Monate Ziel, ohne

Anzahiung und monatliche Ratenzahlung.
Erste Knie I then-I neeh tiefes-uns.
Jedes Bett wird tiir jeden Kunden nach ge-
trotkener Wahl besonders angefertigt.

Minderwertlge Were-«
kehren III- nicht-

Lt. amtl. notarieiler Bestätigung-

I. Uber- 400000 stunden ln rnehr sie
0000 Orten-

2. der 100000 Kunden heben zun-

2. Mel und öfter nuehhestellh
Z· viele stunden schreibe-h des

solch gute seiten ern eigenen
Platze zu gleichen Preisen nicht
zu laufen sind-

Gebr. Passmann H.—G.

Kölln l49. Trierer straize 1.3.
Grdstes spezialgeschätt Deutschlands.

verlangen sie kostenlos Muster und Preisliste,
auch sie werden bestimmt unser Kunde-

- -
.-.·.

«

Abstehancle Oh ten
verleihen dem Gesicht

. einen unedlen, oft

stupiden Ausdruck.
sie sind okt die Ur-
sache zu Spotteleiem
Wenden Sie ,,Recto-
dor« an u. abstehende
Ohren werden so-

iort durch ,,Rectodor«
anliegend, ohne daiz

das Hilfsmittel Sichtbar ist. Nach einiger Zeit
nimmt die Ohrmuschel die verbesserte Form
dauernd an. Keine Injektion, sond. schmerzlose
änBerliche Anwendung-. Garantie kür Unschäd-
liehkeit. Preis Mk.5,75. vers. geg.Nachn. durch

ie-«e---e-esse-seines-e

esse-see
iiiiirsi

ese
seee
see

eeeeeeeeeeeseeeeeIeIeeeeIeeeee see-e
se ei ee e eeee III-Z..

Ver liebt-Ich Nach Gebrauch

«

Mark 6,75 tranko.

Der Heimeidieust

Insel-ein . . . ?
denn nur von der oueiiei
Weiniceiierei s e h rn it g e n

Zeracasiel sc (hiosel)
Lautende Anerkennungeni

Teilzahlungi
werbewochen tiir

WEiHNAcHTEN i
28 er Mesenicher M." 0,95,
28 er schwarze Katz M.1,25.
27 er ciiisserather Bruder-
schatt M.1,50, 27 er Zeitla-

ger Himmelreich M. 1,80,
ferner: Tischwein M.0,75 u·

0,85, Rotwein M. 1,15 p.Is’i·
Glas und Kiste leihweise.

Bestellung. und Preislistens

einkordcrung sofort erbet»
ehe Kälte den Vers. behin-

dert-Zahlung ab Januar 1930

HONlG
(Bliiten-schiender)

aller-reinste ,,Auslese«, Ca-

rantie iiir Keinheii, 10sPd.-

Eimer Mark ll,5ii, 5 Fid.

Nach·

nahme-erbiihr trage ich.

krea kasier Wer Irren

Antniihle 85 (Bez.iiatnburg)

sehenes Geschenk
erstkl. know-Apparat 9 x 12

(neu) umständehlb. i. 75 M.

abzugeben. Wert 135 Mk.

EvtL z. Ansicht-« B a c k e rt,
sinzigliih schliesslich.

yklczksplssmk
Ästl«.k.--,,ssz

..—-

«·0.1.1--«-»,

schrodersschenke. Berlin W lös. Ferse-mer str. 26 v

s
is. ar. echte

f Stedellose
s .-"-!..·»;-,entsank-mir -«« « «

H-« s wob.santoa.'kego,
G DIE Karoiinen u. viel.

and. selt. Länd» t. n. hi. Les
u. Port. erNachn. Preisl.

statts« not
serlinNIls.Friedrich-wide

)
!

D-
Piano

Bj l li g- e s , einmalige-s sonderangebot nur kär- die

auch ohne Notenlcenntnis mit spiel-
« »

apparat sofort spielt-an
s s- I Gelegenheitskäukei Bequeme Zahlweise.

Prospekt E kostenlos.

und Harmoniumhaus
Liitzewstralie es, hat« nahe blitzen-plain

Reiche Answehli

Leser des »Der- Ueimatdienst«.
l N II A l- T-

,—Ii

VckcIIIILlc

nahmei

Wochenhilfel

0110 Flllclb

Aktienkapital 5 Mill. PM-
Vereieherstenbeetenci Uber- 400 000

Krankenversicherung rnlt Cewinnbetelligungi
Vertregsgesellscheit vieler grober Verbändei

Volletändig freie Arzt-sahst

Krenkmeidungi

Hohes sterhegeleil

Ifkålllccllfckslcllcklllws - ÅIIIIclILMIlscIIIIII
-(vorrn. See-eng Koernos und selbsthilse)

Reserven über 4 Mill. RM.

l Kein Kreulceneehein unci keine
J Keine Irrtiiehe Untersuchung bei der Auf-

l isiohe Leistungen bei Arzt-« Ärmel-. oeerationes
und Krankenheueicosteni

Sei Unseli sofort Anspruch
nuf die Leistungeni

Verlangen sie kostenioe und ohne Jede Verbind-
lichkeit Prospekt und Aufnahme-eheln durch

licklltl 0 li, Arn bewohnt-et 12

Feine Ehcili - Weide einig--

nur direkt von

Er MlCIJ Weins-ou u. Weinheilerei

Niersfein am Rhein

(Alleininh. d. F. Weingut Geschw. strub)

·Wezj8-u. Rom-eine

Ahessinterhrunnen
kann Jeder

selbst aufstei-

len. Menschet·
ten u. Klappen

. sow. sämtliche

Ersatzteile, für

«
«

alle Pumpen
i passend, sofort

"

-

iieterbar.
lilnstrierte Preisiiste gratis.
A. schen-nann. Pumpen—
fabrik, Berlin N 300, Cham-

seestrase 88

»Ja l-
pro Flasche

Osspåo .-
O III ·- J-;

O I- Eis Z s E
IIOO « SagDIE OFIZF Es
Is— 0 es

BO O «
U osc um

e-L-·Zko-9I04 «

O gis S Z; az- fnzwzzw p«,.«z«»

USE-Mo-- cmlfmzwiw
Es b o- Eil-ji« ;«- W«,.»«;

O—--i3 c so ; W

-
Is- - ei ctierrmsnnciohm2

- : .s,,«,.«j;.l««T-«E3·sz-»»:nk-.:«
.

« «
’«

«

IZJ

Durch billigen Einkauf sind wir in der Lage, den Lesern -

Band l, säagetieres Akten der Alten und Neuen Welt.
Halbakkem Riesen der Landtierwelt. säugetierriesen des

. Meeres-
Band U, säugetiekee KatzenartigeksRaubtiere Hunde-

artige Raubtiere. Haushunde. Hyänem Marden Bären.

Band lll, säugetieres Flossentiibler. Pferde-. Wieder-
käuer. schweine. Nagel-. 1nsektentresser.- Plattertiere.

.
Beuteltiere.

Izu-nd lV, Vögel- Leben der Gesamtheit. singvdgeL
spechte KuckucksvögeL sitzküizlen Schwirrvdgeh Tauben.

« .-Papageien.
»

.Znnd V, Vis elk Raubvdgel. Hühnervögeh strauize. Stelz-
"

: vogel. Za nschnäbler. Moven Sturmvögel. Ruder-kämen

.

Taucher.

Zeinl- Vl, Krieehtiere, lauva Fische : Kriechtiere.

schildkrdtem . Eidechsen. schlangen. Lurche. Frosche-
Molche. — Fische: Beschreibung der wichtigsten Arten.

sämtliche 6 Bande liefern wir

rinii III. se.- km·nat Ih. 20.— s —

s
Bestellscheim Ich bestelle bei der Buchhandlung Gustav Weber sc co.,

und gewähren auserdem Teilzahiung gegen Monatsraten

Berlin s li, sebastianstraize 7, als Leser des »Der Ecimatdienst«
s s s N

von nur. . . . . .
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..RM.

II U U s T I II U l- D
6 Bände Ganzleinen, statt RM. 86.——- iiir nur RLL 20.——· Der ganze

«

Betrag — die erste Rate RU. 3.———— ist nachzuhohmen — iolgt am

I. nach Lieferung
(Bei Barzahlung tranke, bei Teilnahlung Berechnung des Portos.)

Eigentumsrecht vorbehalten —- Iiriiiilungsort Berlin-

Name: ....................................... W: ........................................... .....

j-

srehtns Tier-leiten
herausgegeben von O a kl- W. N e u m a n n, besonders preiswert an-
zubieten. Das werk umtalzt s e ch s B a n d e , ist« in G a n z l ei neu

gebunden, jeder Band ca. 700 Seiten stark,· holzkreies Papier-, mit ins-
gesamt 150-Bildtakeln.

·

B. A. Brehm«, dessen 100. Geburtstag am 2. Februar in fast allen

Tageszeitungen gewürdigt wurde, ist »der Begründer der Tierlebenss
kunde. Die Darstellung der Lebensweise, Ernährunsarn

das gesell-
schaftliche Leben der Tiere, ihre Gemütsart und ahigkeitem ihr
Liebesleben Familienleben, Kampf untereinander sind meisterhatt

geschildert FVil h e l m B o l s c h e , der bekannte Naturwissenschaftler,
urteilt: ,,1n handlichen Banden gibt Reklam unter Neumanns geschickter
Regie ausgewählte Teile des echten alten Tierlebentextes von Brehtn
heraus. Ich gestehegern, wie überrascht ich vor dem unverminderten,
über alle Ja e triumphierenden Glanz und« schwang dieses ,Ur-
textes« stehe.a

«

Wir bitten zu unterscheiden, »das es sich hier nicht urn eine sog. statis-
ausgshe handelt, die dann gebunden wesentlich teurer-· ist.

»

Das Angebot kann nur so lange aufrecht erhalten werdens-wie VMat I
vorhanden. Lieferung zu obigen Bedingungen nutz. M ,M- s

stehende-« Bestellschein eingesandt wird. sämtlich-e- Bande
werden sokort geliefert, nicht einzeisseBMMsnnd nmä

euer-augens- s ce»
s sf«··-"·-«ii"-jsF-ii: Tit- I

.»

für den redaktionellen Teil Pressegefetze Ministerioirot Dr. 5trahi, Berlin. — Für den Unzeigenteiix Weiter Schwebt-IV Berlin Sw SC. —-

Unzeigenpreist Die egespettene 40 Pf. Rad-me, Beiin send sonstige Ju inguugen inne Tor-if der Un etwa-volkshy- — Allein
"

I·
annehme: Dr. weiter setzchhödlifennoneemeBerti-Ist Frædrichstr.232 Wurf-se Bergmorru MS. —- Ofss : w. Bükensteiu. Bekä-Sw Es:


